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Wissenschaft
und Forschung­
Voraussetzung für
Selbstbehauptung
und Forlenlwicklung
unserer Gesellschaft

Förderung
der Kunst
und Bewahrung des
kulturellen Erbes

Bildung, Wissenschaft, Kultur - Grundlagen
persönlicher Entfaltung und der Zukunft unseres Volkes

Staat aber muß in der Schule die Verantwortung der Eltern
für die Erziehung Ihrer Kinder achten und 'ur die Vielfalt
der Anschauungen in Erziehungslragen soweit offen sein,
als es sich mit einem geordneten slaallichen SChulwesen
vertragt.

Oie Deutung der eigenen Exlslenz, die Erforschung und Ge­
staltung der Umwelt sind die Grundanliegen des mensch­
lichen Geistes. Dieses GrundanUegen In Wissenschaft und
Forschung zu fördern, Isl Voraussetzung für die Forlentwlck·
lung unserer Gesellschaft und für die Selbslbehauplung
Deutschlands Im Internatonalen Wellsbeil. Hierfür sind die
Naturwissenschaften und die Technik von gleicher Bedeu­
tung wie die Gelsles- und Sozfalwissenschalten. Wissen·
schaft und Forschung werden nur dann fruchtbar, wenn die
Umsetzung Ihrer Erkenntnisse In politlsche, wirtschaftliche
und kulturelle Entscheidungen gelingl Daraus erwächsl
gegenseitige Verantwortung. Der Slaat muB für WIssenschalt
und Forschung die materiellen und organisalorlschen Vor­
aussetzungen schaffen. Er muß die erneuerten Hochschu­
len in die Lage versetzen, Ihre Aufgaben zu erfüllen_

Volkswirtschaftlicher Erlolg, Stabilität des Arbeitsmarktes
und lebenswerte Gestaltung unserer Umwelt werden von
Wissenschaft und Forschung entscheidend mitbeeinflußt.
Für die Bundesrepublik Deutschland als rohsloffarmes Land
ist die Förderung yon Wissenschalt und Forschung. die Viel~

falt der von hier ausgehenden wissenschaftlichen Impulse
und die Leistungsbereitschaft ihrer Bürger eine Frage des
überlebens. Geistes- und Naturwissenschaften dürfen nicht
in einen wechselseitigen Verdrängungswellbewerb einlre­
ten. Sie müssen mit den ihnen eigenen Methoden und Mög­
lichkeiten zur Entwicklung unserer Gesellschaft beitragen.
Dies bedeutet aber nichl völlige Verwissenschaltlichung all
unserer lebensbereiche: Sie würde weder der Natur des
Menschen noch der Aufgabe der Wissenschall gerecht. Der
Staat muB vielmehr bestmögliche Rahmenbedingungen lür
die Entwicklung von Wissenschalt und Forschung in öltent­
licher wie privater Hand schalfen. Dazu muB er die Funk­
tionsfähigkeit der Hochschulen im Hinblick auf Ihre For­
schungsaufgaben erhalten bzw. wiederherstellen und aul
die Koordinalion zwischen Forschungseinrichtungen in ver­
schiedener Trägerschaft hinwirken. Oas Interesse an der
Verwertung der Ergebnisse darf nicht in wissenschafls­
fremde ArbeilSYOrgaben umschlagen. Erst die Ergebnisse
wissenschaftlicher Forschung dürfen in den politischen Ent­
scheidungsprozeß eingebracht werden, dürfen diesen aber
auch nicht ersetzen. Zugleich hat der Staat die Aufgabe,
die Rolle von Wissenschalt und Forschung für unsere Ge­
sellschall im kulturellen Vermittlungsauftrag der Schule an­
gemessen sIcherzustellen.

In einer weitgehend von der Technik geprägten Umwelt Ist
Kunst als Ausdruck schöpferischer Freiheit ein besonders
notwendiges Elemenl Oie Christlich Soziale Unlon tritt
für Bedingungen ein, die die freie EnUallung künsllerischer
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Begabungen auf allen Gebieten fördern. Sie lehnt.s ab, die
Förderung an politisches Wohlverhalten zu binden. Die
Christlich Soziale Union wird In Ihrer auf Freiheit gerichte­
ten Pollllk dem Pluralismus In der Förderung der Kunst be­
sondere Beachtung schenken. Politik soll kulturelles Erbe
und volkstümliches Brauchtum lebendig erhallen und in
das Leben des heuligen Bürgers einbeziehen.

Kultur kann sich nur in einem Klima der FreiheIt entfalten.
Diese Freiheit muß auch gegen den Versuch verteidigt wer­
den. Meinungsmonopole derGesellschaftskritik und Syslem­
veränderung zu schaffen und durchzusetzen. Erst aus der
Breile des Traditionsbezuges und aus der Weite des Welt­
verständnisses läßt sich eine zeitgemäße und zukunllsträch­
tige Kultur verwirklichen. statt der raschen Anpassung an
Zeitmoden und des atemlosen Verfolgens des jeweils Aktuel­
len. Diese breite Ausgangsposition erlaubt auch eine sehr
viel stärkere Einbeziehung aller Bürger. Kultur ist immer.
wenn sie Lebensräume geschaHen hai, Sache aller Bürger
gewesen - nicht im Sinne eines faienhaften Mitproduzie­
rens. sondern in der geistigen und materiellen Anteilnahme.
als fördernde und empfängliche, aber auch selbstbewu6te
und kritische Partnerschaft.

Der drohende Verlust des geschichtlichen Bewußtseins er­
fordert sowohl Mut und Bekenntnis zum kulturellen Erbe wie
auch eine kritische Haltung gegenüber einer nur äußerli­
chen Traditionspflege. Die Christrich Soziale Union fritl für
die Wahrung und die Weiterentwicklung der besonderen kul­
turellen Traditionen Bayerns ein. die ihre Wurzeln im christ­
lich-abendländischen Erbe haben. Sie schützt und bewahrt
auch die Wesenszüge der bayerischen Teilstämme. der Alt­
bayern. Franken, Schwaben und der Heimatverlriebenen.

Aufgabe des Staates gegenüber den Kunstschallenden und
tür die Kulturptlege sind Ermutigung, materielle Förderung
schöpferischer Impulse, die Anerkennung uneingeschränk­
ter Freiheitsräume. Eine Kopplung zwischen Förderung und
politischem Wohlverhalten wird ausdrücklich abgelehnt.
Doch gibt es eine Grenze jenseits derer staatliche Förde­
rung nichl zu verantworten wäre. Garantiert ist nur die Frei­
heit, nichl jedoch die Totalförderung aller kultureller Be­
tätigung.

Sport Ist ein unverzlchtbarer Bestandteil von Erziehung und
Bildung. Er trägt In allen Altersstufen zur Bereicherung des
menschlichen Lebens bel, liefert einen wertvollen Beitrag
zur Erhaltung der Gesundheit und erfülll wichtige gesell­
schaftspolitische Funktionen. Oie In eigener Verantwortung
geleistete Arbeit der Sportvereine wird ergänzt und erleich­
tert durch die Förderung des Staales und der Kommunen.

Spiel und Bewegung sind Grundelemente menschlichen le­
bens. Aus ihnen heraus hat sich der Sport enlwlckelt, dem
neben seiner Rolle fUrdie Erhaltung der Gesundheit wesent­
liche erzieherische und soziale Aufgaben zukommen. Daher
entspricht es der von der Christlich Sozialen Onion vertre·

Der Spor! ­
förderungswurdige
Ergänzung
von Erziehung
und Bildung
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Aufgabe der Wirtschaft ist es, dem Menschen zu dienen. Weil Frei­
heit unteilbar ist, bedingen wirtschaftliche, politische und persön­
liche Freiheit einander. Die Freiheit, etwas zu beginnen, zu leisten
und aufzubauen, Eigentum zu erwerben, zu besitzen und zu ver­
äußern, gehört zu den unabdingbaren Prinzipien unserer Wirt­
schafts- und Gesellschaftsordnung. Jahrzehntelange Erfahrung
hat gezeigt, daß die Soziale Marktwirtschaft allen anderen Wirt­
schaftsordnungen überlegen ist. Die Christlich Soziale Union tritt
daher entschlossen für die Erhaltung der Sozialen Marktwirtschaft
und ein freies Unternehmertum ein. Sie wird ihre freiheitlichen
und sozialen Komponenten weiterentwickeln.

lenen ganzheitlichen Bildungsvorstellung, daß Sport ein
unverzichtbarer Bereich von Erziehung und Bildung ist.

Der Sport vermag besonders Freude an der Bewegung, Be­
reitschaft zur Leistung und zur Verstärkung der mitmensch­
lichen Beziehungen in jedem Lebensalter zu wecken. Er
ermöglicht Spontaneität und Eigeninilialiven in einem zweck­
Ireien Spielraum. Durch die VermitUung vielseitiger sport­
licher Fähigkeiten kann er den Menschen in die Lage ver­
setzen, seine Freizeit sinnvoll zu gestalten und einen Aus­
weg aus der zunehmenden Vereinsamung zu finden. Dar­
über hinaus bietet der Sport besondere Gelegenheit, so­
ziale Verhaltensweisen durch freiwillige Einordnung in die
vielfältigen Gemeinschaltsformen und Regeln des Sports zu
enlwickeln. So sind die Auswirkungen des Sports lür den
einzelnen in allen Lebensbereichen wünschenswert. lür
eine demokratische Gesellschaftsordnung sogar lebens­
wichtig. Oie Christlich Soziale Union hält daran fest, die
Sportvereine und -verbände nachhaltig zu fördern. damit sie
ihre Aufgaben im Breiten- und leistungssport in eigener Ver­
antwortung und Selbstverwaltung erfüllen können. Eine enge
Zusammenarbeit zwischen den Bildungseinrichtungen und
Sportvereinen ist dabei anzustreben.

Oie Christlich Soziale Union will eine Wirtschaftsordnung.
in der jeder Bürger das Recht aul einen seinen Fähigkeiten,
seiner Ausbildung und seiner leistung entsprechenden Ar­
beitsplatz, die Freiheit der Arbeitsplatzwahl, das Recht auf
Absicherung der Risiken von Krankheit, Invalidität und Alter,
ein Mitwirkungsrecht an der Gestaltung der Arbeitsbedin­
gungen und Mitverantwortung am Arbeitsplatz hat. Nicht min­
der wichtig ist das Rechtauf Eigentum. In einer freiheitlichen
Wirtschaftsordnung ist das Privateigentum an Produktions­
mitteln einschließlich Grund und Boden unverzichtbar. Auch
die FreiheH der Konsumwahl ist ein wirtschaftliches Grund­
recht.

Oie Wirtschaltsordnung der Sozialen Marktwirtschaft ist eine
ökonomische Garantie der Freiheitsrechte aller Bürger. Sie
ist daher eine wesentliche Bedingung einer am Prinzip Frei­
heit orientierten gesellschaftlichen und staatlichen Ord­
nung. Oie Soziale Marktwirtschaft hat bewiesen, daß sie diese
Rechte am besten zu sichern weiß. Sie beruht auf Privat­
eigentum, freiem Wettbewerb, Steuerung des Einsatzes der
Produktionsmittel durch den Markt, durch Vertrags- und
Koalitionsfreiheil, durch Tarifautonomie, Chancengerech­
tigkeil und optimale soziale Absicherung. Die Soziale Markt­
wirtschaft yereint größte wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
mit einem Höchstmaß an individuellen Selbstverwirkli­
chungschancen. Sie hat ein umfassendes soziales Siehe­
rungssystem und einen weitgehenden sozialen Ausgleich
ermögliCht.

Erst die freiheitliche Ordnung der Sozialen Marktwirtschaft
schaHt die Voraussetzung für Entfaltung der privaten Inilia­
live im Wirtschaltsgeschehen. Die Erfahrung zeigt, daß über­
all dort, wo die private Initiative für entbehrlich und der Un­
ternehmer und seine Funktion für überflüssig erklärt werden,
schon vom Ansatz her unüberwindbare wirtschaftliche
Schwierigkeiten auftreten. Allen Versuchen sozialistischer
Systemveränderer, dieSoziale Marktwi rtschaft auszuhöh len.
die Privatwirtschaft zugunsten einer verstärkten Staats­
wirtschaft zurückzudrängen und den Unternehmer zu dif-

Unteilbarkeit
von persönlicher
und wirtschaftlicher
FreiheH



40

Sozialer Friede
durch gesundes
Wachstum

Freiheitliche
Wettbewerbsordnung

Soziale Marktwirtschaft - Ordnung ohne Alternatlve

famieren und abzuschaffen, tritt deshalb die Christlich So­
ziale Union nachdrücklich entgegen. Unlernehmerische Lei­
stung, die Bereitschaft einzelner zum Risiko und die Initia­
tive auf breiter Basis haben in der Bundesrepublik Deutsch­
land einen wirtschaftlichen Aufbau ohne Beispiel ermöglicht
Diese Faktoren werden auch in Zukunft unentbehrlich sein,
wenn es darum gehl. die millel- und langfristigen wirt­
schaftlichen Probleme zu bewältigen.

Für die Christlich Soziale Union sind angemessenes reales
Wachstum, Vollbeschäftigung und Preisstabilität unerläB·
Iicne Voraussetzungen für den Bestand der sozialen Sicher­
heit und lelstungslähigkeil. Der Oberforderung der Wirt·
schaft durch die Yerteilungskämpfe der ge.ellschaftlichen
Gruppen und durch die Ausgabenpolitik der öffentlichen
Hand ist entgegenzutreten. Die Christlich Soziale Union ist
der Ansicht, daß wirtschaftliches Wachstum, Yollbeschäfti­
gung und Preisstabilität bei au6enwlrtschaftlichem Gleich·
gewicht mit einem der Sozialen Marktwirtschaft konformen
Instrumentarium erreicht werden können.

Diejenigen Kritiker unserer Geseflschalts- und Wir1schal1s·
ordnung, die den Verzicht auf Wachstum predigen, fiber­
sehen, daß es ohne Wirtschaftswachstum nichl möglich sein
wird, den sozialen Status zu sichern, die Zukunftsinvestitio­
nen zu finanzieren und die Verteilungsgerechtigkell zu ver­
bessern. Die Auswirkungen eines ungenügenden oder ganz
ausbleibenden Wachstums werden in ihrer verhängnisvol·
len Wirkung verstärkt durch die zerstörerischen FOlgen der
Inllalion. Die Lasten für die Bewahrung der Stabilität müs­
sen von allen gesellschaftlichen Gruppen und den öllent­
lichen Haushalten gemeinsam getragen werden. Dabei dür­
Jen aber die notwendigen privaten und öUenUichen Invesli·
tionen zur Sicherung unserer wirtschaHlichen Zukunlt nichi
vermindert, sie müssen gesteigert werden. Mit Rezepten des
vergangenen Jahrhunderts sind die wirtschalllichen Fragen
im Ielzten Viertel des 20. Jahrhunderts nicht zu beantwor­
ten. Deshalb kommen lUr die Christlich Soziale Union ln­
veslitionskontrolle oder Investitionslenkung keinesfalls In
Frage, weil dadurch die Gelahr ökonomischer Fehlent·
scheidungen nur erhöht wird. Auch eine weilere Erhöhung
des Anteils des Staates lehnt die Christlich Soziale Union
ab, weil dadurch die Leistungsfähigkeit des Gesamtsystems
zusälzlich beeinträchtigt wird. Die Verstaatlichung von Un­
ternehmen ist kein volkswirtschaftlich vernünftiger Ausweg
aus Krisen. Sie führt lediglich zur Erhaltung überhotter wirt­
schaftlicher Strukturen zu Lasten des Steuerzahlers und
verringert die Anpassungsbereitschalt der Unternehmen an
den technischen, wirtschafllichen und gesellschaftlichen
Wandel.
Die Chrislfich Soziale Union tritt für eine konsequente Welt­
bewerbspolitik ein, die die Aufrechterhaltung und Belebung
eine. funktionsfähigen Wettbewerbs zwischen Klein-, Mit­
tel- und Großunternehmen gewährleistet und den MIßbrauch
von Marktmachl bekämpft.

1
J
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Der wirtschaftliche Wettbewerb ist der Motor der Markt­
wirtschaft. Es ist Aufgabe des Staates, die Rahmenbedin­
gungen des Wettbewerbs zu garantieren und systemwidrige
Beschränkungen des Wettbewerbs zu verhindern. Dazu die­
nen Kartellverbot, Fusionskontrolle und Mißbrauchsaufsicht,
aber auch die Verbesserung der Wettbewerbsstruktur durch
die Förderung der Kooperation kleiner und mittterer Unler­
nehmen. Wettbewerbspolitik dient dem Schutz des Prinzips
Freiheit bei der wirtschaftlichen Betätigung. Sie darf daher
nicht zur Verhaitenskonirolle entarten oder als Instrument
des Dirigismus mißbraucht werden.

Wettbewerbspolitik dient in gleicher Weise dem Schutz des
Verbrauchers. Verbraucherpolitik IUIt die Herslellung und
Sicherung von Chancengerechti gkeit auf dem Markt zu m Ziel.
Durch eine Fortentwicklung des Wirtschaftsrechles ist die
MarktsteIlung des Verbrauchers zu verbessern. Unseriöse
Geschäftspraktiken sind zu bekämpfen. Eine sachgerechte
Produktinformation nOtzt allen am Marktgeschehen Beteilig­
ten. Verbraucherpolitik darf aber nicht ihrerseits zu einer
Gängelung der Konsumenten oder zu einer Propaganda ge­
gen die Marktwirtschaft führen.

Der Verbesserung der ge.amtwlrtschaftlichen Wachstums­
bedingungen In allen landestellen dient eine abgeslimmte
Strukturpolitik. SteuerpolItIk und konjunkturpolItIsches In­
strumentarium .awie raumbedeutsame Planungen und Maß­
nahmen müssen den regional unterschiedlichen Strukturen
Rechnung tragen.

Bei der gesamtpolitischen AUfgabe der Entwicklung der
ländlichen Räume kommt Bayern eine Sonderstellung zu
Das bayerische Zonenrandgebiet und das ostbayerische
Grenzland sind durch die fortdauernden Folgen der deut­
schen Teilung unter Absperrung des Eisernen Vorhangs
weiterhin in besonderer Weise betroffen und benachteiligt.
Eine Ausgewogenheit der Wirtschafts- und Arbeitsmarkt­
struktur dient der Verbesserung der gesamtwir1schaftlichen
Wachstumsbedingungen ebenso wie der gesellschaftlichen
Stabilität, die auf den Beitrag der Menschen in den wirt­
schaftlich schwach strukturierten Räumen nicht verzichten
kann. Die BemÜhungen um eine Verbesserung der Qualität
der Arbeitsplätze müssen fortgesetzt werden. Bei Maßnah­
men der Arbeitsplatzbeschalfung muß der Dienstleistungs­
sektor einbezogen werden, insbesondere aber auch das
Standortverhalten der öffentlichen Hand. In der Industrie­
politik ist im Zeichen verringerter Wachstumserwartungen
die Sicherung bestehender Arbeitsplätze gleichrangig mit
Maßnahmen der Anpassung In solchen Bereichen, die vom
Struklurwandel betrolfen sind. Orientierungshillen und För­
derungsmaßnahmen als Hilfe zur Selbsthilfe stellen für die
Christlich Soziale Union die Strategie des Strukturwandels
zwischen dirigistischer Investitionslenkung und bloßem Trei­
benlassen dar.

Ausgewogene
Strukturpotilik
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Vorausschauende
Ene'gie-
und Rohstolfpolilik

Marklwirtschaftliche
Verkehrspolitik
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O~ Knappheit der Rohstoffe und die Begrenztheit der
Energiereserven stellen eine stindlge Bewihrungsprobefür
die Anpassung.fähigkeit der Marktwirtschall und eine Her­
ausforderung an Forschung und Technologie dar. Spar.
samer Umgang und Wiederverwerlung von Rohsto"en,
Kampf gegen Energieverschwendung und die weltweite
Suche nach neuen Energien werden diese Aufgabe bewältl·
gen helfen.

Zur langfristigen Sicherung der Versorgung unserer Volks­
wirtschaft mit Energie und Rohstoffen bedarf es gemein­
samer Anstrengungen von Slaal und Wirtschaft. Die Christ­
lich Soziale Union fordert eine Erforschung und Sicherung
einheimischer Bodenschätze. Sie lordert eine vorrangige
Förderung der Energieforschung, um die Entwicklung neuer
Energiequellen zu beschleunigen und alIe Nutzungsmöglich­
keiten der heimischen Energieträger Steinkohle und Braun­
kohle zu erlorschen. Eine Diversifizierung der Energieeinluh­
ren verringert das polilische Versorgungsrisiko. Die Kosten
der Energiesicherung müssen wellbewerbsneutral aufge­
bracht werden. Zur Sicherung der nationalen Energiever­
sorgung ist die Errichlung weiterer Kernkrallwerke unerläß­
lieh. Der Bau dieser Anlagen muß so erlolgen, daß die Um­
welt voll geschützt wird.

Die Möglichkeiten der Energieeinsparung müssen von allen
Beteiligten genützt werden. Die Rückgewinnung von Roh­
stoffen ist zu fördern.

Die Anstrengungen auf nationaler Ebene müssen durch die
Solidarität der Industrtestaaten und eine möglichst enge
wirtschaftliche Zusammenarbeit mil den Rohsloff- und
Energieerzeugungsländern im Rahmen ungehinderter Han­
delsbeziehungen und eines freien Zwischenverkehrs abge­
sichert werden. Die Christlich Soziale Union fordert, daß die
Europäische Gemeinschaft auf diesem Gebiet den ihr zu­
kommenden Auftrag erfüllt.

In der Verkehrspolitik hat für die Christlich Soziale Union
die raumpolltische Komponente besondere Bedeutung. Dies
gilt für alle Bereiche des Verketvs, insbesondere für den
Schienen- und Straßenverkehr_ Die Erschließungsfunktion
yon Verkehrswegen wird als gleichrangig mU der Sicher­
steUung des Verkehrsablaufes angesehen.

Bayern als Flächenstaal mit Randlage in der Bundesrepublik
und In der Europäischen Gemeinschaft ist auf eine komplette
Verkehrsinlrastruktur, leistungsfähige Anschlüsse an das
deutsche und europäische Verkehrsnetz und auf wirtschaft­
lich tragbare Transportarten angewiesen. Bayern braucht
eine tatkrältige Fortsetzung des Ausbaus des Straßennetzes.
Ein leistungsfähiges Eisenbahnnetz muß erhalten bleiben.
Bei allen Überlegungen von Streckenstillegungen ist die be­
sondere Randlage Bayerns zu berücksichtigen. Ein Gesamt­
verkehrsplan hat den Ausbau der verschiedenen Verkehrs­
netze aufeinander abzustimmen.

Soziale Marklwirlschafl- Ordnung ohne Alternative

Die Chrisllich Soziale Union trill für einen geordneten Ver­
kehrsmarkt ein, der sich an marktwirtschafUichen Grundsät­
zen ausrichtet. Verkehrsträger sollen ihre Kosten grundsätz­
lich selbst erwirtschalten. Leistungs- und Preisauflagen der
öffentlichen Hand sind abzugelten. In den Ballungsgebie­
ten ist der öffentliche Personennahverkehr atlraktlver zu ge­
stalten, ohne daß deshalb in dünn besiedelten ländlichen
Räumen die Förderung des Individualverkehrs unterbleibt.
Im Bereich der Verkehrspolitik ist eine Harmonisierung in
der Europäischen Gemeinschafl besOflders vordringlich.

Dte Erl\altung und Stärkung des Mittelstands und der Mit­
telschichten Ist für die Christlich Soziale Union ein wich­
tiger Beitrag zur gesamtwlrtschafllichen Ausgeglichenheit,
zu gesellschaftlicher Stabilität, wirtschaftlicher leIstungs­
kraft und Anpassungsfähtgkelt.

Bei der notwendigen Förderung des Miltelstands und der
Millelschichten geht es nicht um Zugeständnisse an Grup­
pen. sondern um eine politisChe Strategie zur Sicherung
der Anpassungs- und Leistungsfähigkeit der marktwirt­
schafWchen Ordnung und unserer freiheitlichen Gesell­
schaft. Eine breHe und leistungsfähige Miuelschicht von
Selbständigen in Handel. Handwerk und Gewerbe. in den
lreien Berufen sowie von Angehörigen des unselbständi­
gen Millelstands, ist eine wesentliche Voraussetzung fUr
die FunktiOflsfähigkeit und den Bestand der freiheitlichen
Gesellschaft. Eine zukunltsorientierte Mittelstandspolitik
zielt darauf ab. die Rahmenbedingungen für kleine und
mltllere Unternehmen soweit zu verbessern, wie es not­
wendig ist, um diesen Unternehmen die Wahrnehmung
ihrer vielfältigen Funktionen in der Sozialen Marktwirt­
schall zu ermögliChen. Sie hat die strukturellen Nachteile
der Unternehmen des gewerblichen Mittelstands gegen­
über den Großunternehmen durch Maßnahmen aul dem
Gebiet der Steuerpolilik, der wettbewerbspolitik, der Kre­
ditpolitik. des öffentlichen AUllragswesens und durch eine
Verbesserung der Betriebsberatung auszugleiChen. Der
mille/ständischen Wirtschaft muß der Zugang zu den inter­
nationalen Märkten erschlossen und erleichtert werden.
Die ganze Breite der Gesetzgebung und des Verwaltungs­
handelns ist auf ihren Mittelstandseflekt zu prüfen. Alle
sinnvollen Möglichkeiten zur Reprivatisierung von Aufga­
ben der öffentlichen Hand sind wahrzunehmen. Miltelstands­
politik in einer dynamischen WirtschaH kann nicht jede
einzelne mittelständische Existenz garantieren. aber sie
muß den Selbständigen eine faire Chance geben, sich aus
eigener Kraft im ökonomischen Wandel zu behaupten.
Der Zugang zur selbständigen Betätigung muß offenge­
halten werden.

Die Christlich Soziale Union wendet sich mit Entschieden­
heit gegen Bestrebungen, den Wirkungskreis der freien
Berufe zugunsten von vergesellschafteten Dienstleistungs­
organisationen einzuengen.

Miltelschichten­
politik als
gesellschafts­
politische Strategie
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Moderne
Agrarpolitik
für einen
freien Bauernstand
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Die wachsende Schicht der Fach- und F(ihrungskrälte hat
entscheidenden Anteil am wirtschaftlichen Erfolg und an
der sozialen Dynamik. Ihr überdurchschnittlicher Beitrag
an der Gesamtwirtschalt muß durch eirwt leistungsgerechte
Besteuerung und durch Mitwirkungsrechte anerkannt und
gefördert werden. Diese Berulsschicht ist neben den unter­
nehmerisch und freiberuflich selbständigen die dritte Säule
des modernen Millelstands.

Die Christlich Soziale Union sieht die Agrarpolitik als
wesentlichen Bestandteil der Wirtschafts- und Gesell·
schaftspolitIk. Ziel Ihrer Politik ist die Erhaltung efner
bäuerlich betrIebenen landwirtschafl und des bäuerlichen
Berufsstandes als Teil eines freien und selbständigen
Mittelstands.

Eine bäuerliche Landwirtschalt gewährleistet am besten
die Sicherung der Ernährung unserer Bevölkerung und
die Erzeugung hochwertiger Agrarprodukte. Sie Ist Vor­
aussetzung für die Pliege der Kulturlandschaft und tür
eine organische Entwicklung der ländlichen Gebtate als
Lebens- und Erholungsraum. Der Bauer soll auf der
Grundlage frei verfügbaren Eigentums Ireier Unternehmer
und möglichst unabhängig vom Staat bleiben. Er soll An­
teil haben an der allgemeinen Einkommensentwicklung.

Eine leistungsfähige. bäuerlich strukturierte LandWirtschaft
Isl ein wichtiges Element unserer Volkswirtschaft. Soll
Agrarpolitik erfolgreIch sein. muß sie stets den gesamt­
wirtschaftlichen Rahmen sehen. Die Bedeutung unserer
Landwirtschaft wächst: Qualitativ hochwertige Nahrungs­
güter werden auf den Weltmärkten knapp und teuer: die
Sicherung eirwtr gesunden Ernährung wird rur wlchllgsten
Aufgabe modemer Agrarpolitik: in Zellen zunehmender
Abhängigkeiten wächst die Bedeutung breItgestreuten EI­
gentums: Probleme der Erhaltung emer intakten Land­
schaft und einer gesunden Umwelt rücken in den Vorder­
grund. Daraus ergeben sich für die Agrarpolitik der Christ­
lich Sozialen Union die Leitlinien. Die Christlich SOZIale
Union wird den ~Bayerischen Weg~ der Agrarpollilk fort­
setzen; er ist darauf geriChtet, den Haupt- und Nebener·
werbslandwirten durch parlnersctlalUiche Zusammenar·
beit gteichwertige Chancen zu bielen und eine brette Eigen.
tumsstreuung zu gewährleisten.

Es ist Aulgabe der Agrarpolitik, die Erzeugung von Nah­
rungsmitteln in ausreichender Menge zu sichern und die
Voraussetzungen für eine gesunde Ernährung der Mit­
bürger zu schaffen. Die Agrarpolitik sott zur Wirtschalls­
entwicklung auf dem lande und zur Erhaltung der Kultur­
landschaft beitragen. Das Land soll auch in Zukunlt attrak­
tiver Lebens- und Erholungsraum bleiben. Voraussetzung
dalür ist eine leistungsfähige Land- un<! Forstwirtschaft:
beide bieten die Gewähr lür ausreichende Produktion und
für das Gleichgewicht des Naturhaushalts.
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Die Christlich Soziale Union bekennt sich auch im Agrar­
bereich zum Prinzip der Sozialen Marktwirtschaft. zum
Ireien Unternehmertum und zum Wettbewerb. Die Beson­
derheiten der Agrarwirtschaft. insbesondere der Ausgleich
rl8turbedingler Schwankungen der Produktion. der Schutz
der heimischen Erzeuger und Verbraucher vor Schwan­
kungen auf dem Wellmarkt und die Ernährungssicherung
erfordern jedoch vom Staat marktordnende Eingriffe und
eine ausreichende Vorralshaltung. Die Landwirtschall soll
an der allgemeinen Einkommensentwicklung voll teil­
nehmen. Grundsätzlich sollen die Einkommen der land­
und Forstwirtschaft auf dem Markt und damit über den
Preis erwirtschaltel werden. Zusätztich sind durch Bereit­
stellung außerlandwirtschaltlicher Arbeitsplätze weitere
Einkommensmöglichkeiten anzubieten. Slaatliche Aus­
gleichszahlungen sind dort zu gewähren. wo an ungünsti­
gen Standor1en die Landbewirtschaftung im öllentlichen
Interesse aufrechterhallen werden muß. Die Agrarpolitik
soll in Verbindung mit der regionalen Politik günstige Be­
dingungen lür das Leben aul dem Lande schallen. Die
strukturelle Anpassung der Land- und Forstwir1schaft ist
zu erleichtern. DirigistiSChe Eingriffe in die Strukturent­
wicklung. wie beispielsweise die Fesllegung einer FOr·
derungsschwelle. werden aber abgelehnt Produktion und
Vermarktung sind unter Beachtung der Versorgungslage
und der Qualilätsanlorderungen zu rationalisieren. Die
Förderung von Investitionen muß sich an der Wirtschaftlich;
keit orientieren. Die sozialen und wirtschaftlichen Pro­
bleme in der land- und Forstwirtschaft erfordern eine
enge partnerschallliehe Zusammenarbeit der Haupt- und
Nebenerwerbslandwirte.

Die Christlich Soziale Union sieht in der Förderung der
bäuerlichen Selbslhilleeinrichtungen und in einer zeitge­
mäßen Bildung und Beratung der landwirte einen agrar­
politischen Schwerpunkt. Die Menschen in der land- und
ForstwirtSChaft haben wie alle anderen Bevölkerungsgrup­
pen ein Anrecht auf soziale Sicherheit. Oie agrarsoziale
Gesetzgebung ist weiter auszubauen.

Die Garantie des bäuerlichen Eigentums ist wesentlicher
Bestandteil unserer GesellschaltSordnung. Die Christlich
Soziale Union bekennt sich zur sozialen Bindung des Eigen­
tums und Irin für einen sachgerechten Ausgleich zwi­
schen Allgemeinwohl und den berechtigten Interessen
der Landwirtschalt ein. Eine Trennung des Eigentums in
ein Verfügungs- und Nutzungseigentum und die Einfüh­
rung einer besonderen Bodenwertzuwachssteuer werden
abgelehnt.

Die Schwerpunkte der Steuerpolltlk müssen nach Meinung
der Christlich Sozialen Union in einer Verwirtdichung des
Grundsalzes der leistungsgerechten Besteuerung liegen.
Dazu gehört der Abbau sleuerrechtllcher Wettbewerbsver­
zerrungen und die Vereinfachung des Steuerrechts. Haupt­
sächliche Aufgabe der Finanzpolitik ist nach wie vor, die

leistungsgerechte
Steuer- und
Finanzpolitik
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Die Gesellschafts- und Sozialpolitik der Christlich Sozialen Union,
gegründet auf den Prinzipien der Solidarität und der Chancen­
gerechtigkeit orientiert sich am Leitbild des selbstverantwortlichen
Bürgers, ist Hilfe zur Selbsthilfe und bejaht die Politik der sozialen
Gerechtigkeit. Dabei müssen die gesellschaftlichen und sozialen
Rechte und Pflichten vorrangig geordnet werden, statt nachträg­
lich mit Einzeimaßnahmen einzugreifen.
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tür die Erfüllung der staatlichen Aufgaben erforderlichen
Mittel zu beschaffen und für Ihre sparsame und ;[Weck­
mäßige Verwendung zu sorgen. In der Haushalt.polltlk
tritt die Christlich Soziale Union ein für Haushallswahr­
heil, Haushalt'klarheit und Sparsamkeit als verbindliche
Grundsätze öHenllicher AusgabenpolItik.

Die Steuern sind den wirtschaftlichen Verhältnissen anzu­
passen. Ertragsunabhängige Steuern dürfen nichl zur Ver­
minderung der Unlernehmenssubstanz führen und notwen­
dige Inveslilionen be- oder gar verhindern. Die Sleuer~

befreiung gemeinnütziger Unternehmen. insbesonder~ bei
der Körperschaltssteuer darf nicht zu ungerecht/erllg!e,
Wetlbewerbsverzerrung und zu Vermögenskonzentralion
führen. Subventionen dürfen nicht der Konservierung über­
holter Strukturen dienen. Ihre Gewährung zur Anpassung
an ökonomische oder soziale Datenveränderung muß zeit­
lich begrenZI werden. Forschung und Entwicklung sind
steuerlich stärker zu fördern, um das Wachstumspotential
unserer Volkswirtsct\aft langfristig zu sichern. Auf europäi­
scher Ebene setzt sich die ChristUch Soziale Union für
eine beschleunigte Steuerharmonisierung innerhalb der
Europäischen Gemeinschall ein, um Wettbewerbsnachteile
für die deutsche Wirtschaft abzubauen und die Zusam­
menarbeit von Unternehmen über die Grenzen hinweg zu
erleichtern.

Die zahlreichen an die Finanzpolitik gestellten Nebenlor·
derungen dürfen nicht zu einer verfälsChung von Sinn und
Zweck echter Finanzpolitik führen. Die Finanzpolitik darf
nicht in den Dienst der Gesellschaltsveränderung im Sinne
sozialistischer Pläne gestellt werden. Die Christlich Soziale
Union lehnt eine Sozialisierung des Leistungseinkommens
durch eine ständig steigende Staatsquote aus Steuern.
Pftichtbeiträgen und Abgaben nachdrücklich ab. Die Staats­
quote ist aul ein volkswirtschaltlich vertretbares Maß zu
begrenzen.

In der Haust\altspolitik triU die Christlich Soziale UnIon
dafür ein, daß die AusgabenpolUik aul die Bedürfnisse
einer antizyklischen Konjunktursteuerung Rücksicht nimmt.
Daher sollte der Ausgabenanstieg im Durchschnitt einer
Koojunkturperiode grundsätzlich nicht höher sein als der
Durchschnitt des jährlichen Zuwachses des realen Brullo­
sozialproduktes.

Notwendig ist eine Umstrukturierung des Staatshaushalte
aul der Grundlage klarer politischer Prioritäten mit dem
Ziel gröBeren wirtschalllichen Nutzens. Das bedeutet eine
Erhöhung der lür Investitionen bestimmten Staatsausga­
ben. In der gesamtstaatlichen Aufgabenerfütlung müssen
Sachplanung und Finanzplanung gleichgeschaltet werden.

Die Christlich Soziale Union tritt für eine soziale Ordnung
ein. in der der einzelne der Gemeinschaft ebenso ver­
pflichtet ist wie die Gemeinschall dem einzelnen. Der ein­
zelne darf daher von der GemeinschaM nicht aus jeglicher
persönlicher Verantwortung entlassen werden. Nur eine
durch Selbstverantwortung geprägte Gesellschaft wird die
finanziellen Mittel aufbringen können, um denen zu hellen,
die sich selbst nicht hellen können.

Das Syslem der soziaktn Sicherung muß nach Ansieht
der Christlich SoziakM1 Union unter Beibenallung des ge­
gliederten Systems der sozialen Sicherung und der be­
währten Selbstverwaltung im Rahmen des finanziell Mög­
lichen weiter ausgebauf werden.

Das in der Bundesrepublik Oeutschland durch die Politik der
Christlich Sozialen Union mHgeschaffene System der sozia­
len Sicherung hat einen Stand erreicht, der den Bürger um­
lassend gegen die Wechsellälle des Lebens sichert. Das
System der sozialen Sicherung mu8 nach Ansicht der
Christlich Sozialen Union die Bereitschall zur selbstver­
anlwortung stärken und Mißbrauch verhindern. Allerdings
läßt sich der über Steuern und Sozialabgaben abzu­
schöpfende Teil des volkswirtschaftlichen Ertrages nicht
unbegrenzt steigern. Nach Meinung der Christlich Sozia­
len Union kommt es in Zukunft darauf an, den erreichten
Stand der sozialen Sicherung zu hallen und dem Kosten­
anstieg wirksam zu begegnen. Neben kostensenkenden
Maßnahmen wird djes vor allem eine Stärkung der Eigen­
verantwortung verlangen. Das System der sozialen Siche­
rung muB wieder als Solidargemeinschaft begriffen wer­
den. Das bedeutet, daß es von sachfremden Aulgaben
freizuhalten ist und daß der Mißbrauch zu Lasten der Ver­
sichertengemeinschaft zu verhindern ist. Umgekehrt ist
verantwortungsvolles Verhalten dadurch zu fördern und
zu honorieren. <jaß auch in der Beilragsgestaltung die Be­
reitschalt zur Selbsthilfe unlerstützt wird.

Die Christlich Soziale Union betrachtet die Gesundheits­
politik als wesentlichen Teil einer freiheitlichen Gesell­
schanspolitlk. Sie erstreckt sieh auf das ganze Leben,
vom SChutz des noch nicht Geborenen bis zu den Pro-

Grundprinzipien
der Sozialpolitik

Gegliedertes System
der sozialen
Sicherung

Gesundheitspolilik
fur alle Burger



4. Personale Entfaltung und soziale Sicherheit
in einer freien Gesellschaft

blemen des allen Menschen. Gesundheit ist eine wichtige
Voraussetzung für die volle Entfaltung des Men.chen.
Dabei kommt dem Sporl auf breitester Basis große Be­
deutung zu.

Im Vordergrund der gesundheitspolitischen Forderungen
steht die individuelle medizinische Versorgung des gesun­
den Menschen, dessen Gesundheit erhalten und gestärkt
werden 5011; des kranken Menschen, dessen Gesundheits­
slörung beseitigt werden soll; des behinderten Menschen,
dessen bleibende Funktionsstörung ausgegliChen oder ge­
mildert werden soll; des Hilflosen, dem ein menschenwür­
diges Dasein ermöglicht werden soll.

Ziele christlich-sozialer Gesundheitspolilik sind deshalb:
Schutz der Gesundheit des einzelnen und der Allgemein­
heit vor Gefahren: Stärkung der Eigenverantwortung durch
AUfklärung und Information des Burgers uber Gefahren.
die er selbst meiden kann, um seine Eigenverantwortung
zu stärken: Durchführung und Ergänzung aller Schutzbe­
stimmungen nach neuesten Erkenntnissen fur den ar­
beitenden Menschen; DurchlUhrung von Vorsorgeunter­
suchungen: Hilfe bei Gesundheitsschäden: Förderung der
Rehabilitation; ein umfassendes und ausgewogenes, am
Bedarf orientiertes ärztliches, ambulantes und stationäres
Angebot in bestmöglicher regionaler Verteilung, Dazu be­
darf es des freien ärzllichen Berufes und der freien Arzt·
wahl, eines leistungsfähigen und wirtschaftlichen Systems
der Gesundheitssicherung. Dieses muß sowoht ein umtas­
sendes ärztliches und medizinisches Angebot in bestmög­
licher regionaler Verteilung gewährleisten wie auch gleiche
Möglichkeiten tur alle, dieses Angebot - unabhängig '10."
wirtschaftlicher, sozialer und möglichst auch geographI­
scher lage - wahrnehmen zu können. Die Christlich So·
ziale Union tritt in der Gesundheitspolitik ein fu' eine ver­
trauensvolle Zusammenarbeit von Bürger und Arzt, von
Selbstverwallungsorganen und Slaat. Nach Memung der
Chrisltich Soziaten Union ist ein von außen unbeeinftußles
Verltauensverhällnis zwischen Patient und Arzt unabding­
bare Voraussetzung lür die Erhaltung und Wiederher­
stellung der Gesundheit. Die Chrisllich Soziale Union
lehnt alle Gesundheilssysteme ab, die sich als Mittet zur
Erreichung ideologisch-politischer Ziete verstehen.

Durch die staatliche Krankenhausptanung muß ein funk­
tionelt abgestuftes, bedarfsgerechtes Netz öffentlicher, Irei·
gemeinnütziger und privater Krankenhäuser, die über das
Staatsgebiet verteilt sind, geschcillfen werden. Sie müssen
nach Bau, Ausstallung und Organisation den Ihnen inner­
halb des Gesamtplans zugedachten Aufgaben entspre­
chen. Eine wirtschaftliche Krankenhausversorgung setzt
moderne innere Strukturen der Krankenhäuser voraus.
Diese sind von den Krankenhausträgern im Wege der
Selbstverwaltung zu regeln und zu verwirklichen.

Die besorgniserregend gestiegenen Ausgaben tUr die Ge­
sundheitssicherung zwingen zu kosten mindernden Maß-
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nahmen. Unter Beibehaltung des bewährten ::iystems der
gesetzlichen und der privaten Krankenversicherung wird
dabei einer Stärkung der Eigenverantwortung des einzet­
nen Versicherten wesentliche Bedeutung zukommen. Nicht
zuletzt muB die Krankenversicherung von sachlremden
Aufgaben freigehalten werden.

Die Chrislliche Soziale Union sieht im Sport die unver­
ziehtbare Chance jedes einzelnen. einen wesentlichen
Beitrag zur eigenen Gesundheit zu leisten und durch die
Erfahrung der körperlichen leistungsfähigkeit ein gestei­
gertes lebensgeluhl zu gewinnen. Bei dem Bewegungs·
mangel und Streß zeitgenössischer lebensbedingungen
erlangen die vorbeugenden Werte vernünftiger sportlicher
Betätigung immer gröBeres Gewicht. Sonderbereiclle, wie
z.B. Senioren- oder Behindertensport, verdienen beson­
dere Förderung.

Persönliches, Individuell verfügbares Eigentum dient der
Sicherung und Ausweitung persönlicher Unabhängigkeit
Die Voraussetzungen hierfür zu schaHen und zu sichern,
stellt ein wichtiges Ziel der freiheitlichen Gesellschaftspo­
Iitik der Chrislllch Soziaktn Union dar.

Persönliches Eigentum erweitert nicht nur den Freiheils­
raum des einzelnen, es erleichtert auch die Anpassung
an wirtschaftliche und gesellschaftliche Veränderungen.
Eigentum fur jeden ist allerdings nicht durch Umvertei­
lung bestehender Vermögenswerle zu erreichen. Neben
der Förderung von Haus- und Wohneigentum muB in Zu­
kunft eine stärkere Beteiligung breiter Atbeitnehmerschich­
ten am neu entstehenden Produktivvermögen verwirklicht
werden. Die Christlich Soziale Union erstrebt die Bildung
von individuell verfügbarem Vermögen. Sie lehnt die Bit­
dung von anonymen. Iremdgesteuerten Fonds ab. Die
Chrisllich Soziale Union fordert, daB staatlich geförderte
Vermögensbildung aul Freiwilligkeit und Freiheit der An­
tagelorm sowie auf Personen· und Betriebsbezogenheit
beruhen muß.

Oie Christlich Soziale Union Is' für die Weiterentwicklung
einer partnerschaftlichen, funktIonsgerechten und In vol­
lem Einklang mit dem Grundgesetz stehenden Mitbe­
stimmung und Mitverantwortung. Mitbestimmung hat die
Mitwirkungsmöglichkeiten der Betriebsangehörigen zu stär­
ken. Ziel der Mitbestimmung dali es nIcht sein, die Macht
außerbelrieblicher Organisationen zu stärken.

Die Mitbestimmung als funktlonsgerechte Teilhabe der Ar­
beitnehmer an den wesentlichen Entscheidungen der Ar­
beitswelt umfaßt die Mitbestimmung des einzelnen am Ar­
beitsplatz. die Mitbestimmung im Rahmen des Betriebsver­
fassungsgesetzes und die Mitbestimmung auf Unlerneh­
mensebene als echtes Mitgestaltungsrecht. Bei der Mit­
bestimmung auf Unternehmensebene muß die Entwicklung
des Unternehmens zur Erfüllung seiner funktionellen Auf­
gaben im Rahmen der Sozialen Marktwirtschaft einschließ-
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lieh der Sicherung der Arbeitsplätze im Vordergrund ste­
hen. Die Gleichwertigkeit und Gteichgewichtigkeit von
Kapital und Arbeit als Folge der Partnerschaft muß im Ge­
samlgelüge und in der Gesamlauswirkung von Betriebs­
und Unlernehmensverfassung bewertet und gewährleistet
sein.

Die Christlich Soziale Union trill für eine Mitbestim­
mung ein, die dem Arbeitnehmer mehr seibstbestimmung
bringt, einen wirkungsvollen Minderheitenschutz - auch
der leitenden Angestellten - garantiert, die Funktionsfähig­
keit der Unternehmen nach marktwirlschafllichen Grund­
sätzen sicherstellt und den Betriebsangehörigen die Ur­
wahl ihrer Vertreter in den Aufsichtsrat sichert.

Die Christlich Soziale Union setzt sich für eine weitere
Verbesserung der Arbeitsbedingungen ein, damit der ein­
zelne Arbeitnehmer an einem menschengerechten Arbeits­
platz sich belSer entfalten und Arbeitsvorgänge mitge­
stallen kann. Je größer die Möglichkeit des einzelnen
zur persönlichen Entfaltung Im Berufsleben ist, desto in­
tensiver wird die Bereitschaft sein, individuelle Begabung
zu nutzen und persönfiche Leistungsfähigkeil eigenstän­
dig zu entwickeln.

Die arbeilsteitige Gesellschaft ist durch Spezialisierung,
Ralionalisierung und Automation gekennzeichnet. Vor allem
deshalb ist eine weitere Verbesserung der Arbeitswelt
eine wichtige Aufgabe von Staat, Gesellschaft und Sozial­
partnern. Dazu gehören die Anwendung gesicherter ar­
beitswissenschaftlicher Erkenntnisse, erhöhte Arbeitssi­
cherheit, verstärkter Gesundheitsschutz, besserer Schutz
vor körperlicher und geistiger Überforderung, Einführung
eines kooperativen Personatlührungssystems, Maßnahmen
zur Arbeitserleichterung und Arbeilsbereicherung sowie
Maßnahmen zur beruflichen Weiterbildung.

Darüber hinaus strebt die Christlich Soziale Union bei
der Verbesserung der Arbeitswelt mehr Freiheits- und Ver­
antwortungsspielraum und mehr persönliche Anerkennung
durch stärkeren sozialen Kontakt am Arbeitsplatzan. Selbst­
bestimmung und Eigenverantwortung sind die entschei­
denden und zukunltsweisenden Motivationen zu mehr Lei­
stung und erhöhter Zufriedenheit mit der Arbeit. Je größer
die Chance des einzelnen zur Selbstverwirklichung im Ar­
beitsleben ist, um so intensiver wird die Bereitschaft und
Fähigkeit sein, Begabung und Leistung voll zu entfalten.

Die Chrisllich Soziale Union verteidigt die Tarifautonomie
und bekennt sich zur gewerkschaftlichen Pluralität als
wesentllchem Bestandteil einer freiheitlichen Wirtschafts­
ordnung. Ebenso tritt sie für die Beibehaltung der bewährten
Selbstverwaltung der Wirtschaft ein.

Die Freiheit der Sozialpartner darf nicht angetastet wer­
den. In der modernen Industriegesellschaft haben die
wirtschaftspolitischen Verbände, insbesondere die Ge-
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werkschalten und Unternehmerverbände eine bedeutende
Funktion bei der Förderung der Arbeits- und Wirtschafts­
bedingungen und bei der Wahrung des sozialen Friedens.
Aus ihrer gesellschaltlichen und wirtschaftlichen Macht
ergibt sich eine Sozialbindung ihres Handeins.

Die bewährten Selbstverwaltungskörperschalten der Wirt­
schaft sind im Interesse einer Entlastung des Staates noch
besser zu nutzen und weiter auszubauen. Wirtschafts- und
Sozial räte zur Mitbestimmung der Wirtschaflspolilik verwi­
schen die Verantwortung der Regierung und schmälern die
Rechte des Parlaments; sie werden daher von der Christ­
lich Sozialen Union abgelehnt. Die Christlich Soziale Union
wird prüfen, ob die öffentlich-rechtliche Vertretung der
Arbeitgeber durch die Industrie- und Handelskammern und
durch die Handwerkskammern der Ergänzung durch eine
öffentlich-rechlliche Verlrelung der Arbeitnehmer durch
Arbeitskammern bedarf.

Oie ausländischen Arbeitnehmer haben gleiche Rechte und
Pflichten im ArbeItsleben wie ihre deutschen Kollegen.
Oie Christlich Soziale Union trill dafür ein, ihnen während
ihres Aulenthaltes in der Bundesrepublik Deutschland
gleichwertige Lebensverhältnisse zu sichern und Ihregesell.
schaltllche Integration zu ermöglichen.

Die soziale und kulturelle Betreuung der ausländischen
Arbeitnehmer in der Bundesrepublik muß dringend ver­
bessert werden. Man muß ihnen helfen, hier in menschen­
wurdigen Lebensverhältnissen zu leben, aber auch die
Rückkehr in ihre Heimat offenzuhalten und zu erteichlern.
Auf lange Sicht isl aus arbeitsmarktpolitischen und ent­
wicklungspolitischen Gründen eine Verringerung der Zaht
ausländischer Arbeitnehmer in der Bundesrepublik Deutsch­
land anzustreben.

Gleiche Rechte
und Pflichten
für ausländische
Arbeitnehmer
im Arbeitsleben
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Sozialpolitik für alle
Bevölkerungsgruppen
Die Christlich Soziale Union tritffür eine Gesellschaftsordnung
ein, in der jeder einzelne, Mann und Frau, junge und alte, gesunde
und kranke Menschen sich frei entfalten können und ihren Platz
und ihre Aufgaben haben.
Der Familie, als der wichtigsten Lebensgemeinschaft in Gesell­
schaft und Staat, kommt eine besondere Bedeutung zu. Die Pro­
bleme, die sich für die einzelnen und für das Zusammenleben aller
ergeben, müssen im Rahmen einer Solidargemeinschaft gelöst
werden.
Die BayerisChe Verfassung und das Grundgesetz gehen Der einzelne und
von einem Verständnis des Menschen aus, nach dem der die Gemeinschaft
einzelne und die Gemeinschaft in Solidaritäl miteinander
verbunden sind. Die Personalität des Menschen entfallet
sich am beslen, wenn Verantwortung für andere über-
nommen wird. Der Geist der Partnerschaft atler Glieder
und Gruppen der Gesellschaft untereinander muß ein
ständiges Ziel unserer gesellschafllichen Entwicklung sein.
Durch Beachtung des Prinzips der Subsidiarität isl der
Vergesellschaftung des Menschen entgegenzuwirken.

Oie Familie Ist die erste und wichUgste Lebensgemein- Lebensgemeinschaft
schalt in Gesellschaft und Slaat, Oie Förderung der Fa- Familie
mille, auch der Teillamille, Ist die wirksamsie Form aller
Sozlalpolilik, weil die Familie unersetzbare Leistungen für
die Gesellschaft erbringt und für die besten Lebensbe-
dingungen des einzelnen die Grundlage schafft.
Die Familie ist, vor allem durch ihre Erzi,ehungsfunktion,
die am stärksten prägende und für Gesellschaft und Staat
wichtigste Lebensgemeinschaft. Ihre sichere Grundlage
ist die Ehe. Die gesunde Familie bietet die Gewähr dafür,
daß Kinder auf das Zusammenleben in der Gesellschaft
vorbereitet werden und lernen, die verschiedenen Lebens­
situationen durch partnerschaftliches Verständnis besser
zu bewältigen. Durch die emotionale Zuwendung innerhalb
der Familie wird dem einzelnen in besonderer Weise die
Entwicklung zur Persönlichkeit ermöglicht.
Die Familie hat ein Recht auf eine befriedigende Existenz­
sicherung. Das gilt besonders in wirtschaftlichen Krisen­
zeiten mit steigenden Lebenshaltungskoslen und der Ge­
fahr der Arbeitslosigkeit. Die Solidargemeinschafl, die letzt­
lich von den gesellschaftstragenden Funktionen der Fa­
milien lebt, muß bereit sein, diese Leistungen anzuerken­
nen und finanziell zu unterstützen. Dies gilt besonders auch
für Alleinerziehende.

Deshalb sind Kindergeld und andere familienbezogene Hil­
fen, die Schaffung einer familien- und kinderfreundlichen
Umwelt sowie Bildungs- und Beratungsangebote für Eltern,
wichlige Beiträge zum Schutz der Familie.
Ein neuer Stellenwert der Familie, verbunden mit gezielter
Familienförderung, weckt und stärkt den Willen zum Kind
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Gleichberechtigung
für die Frau
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und dient zugleich dem Schulz des ungeborenen Lebens.
Nur so kann die Familie den Fortbestand unseres Volkes
sichern.

Der rechtlichen Gleichstellung "on Mann und Frau muß
die faktische Gleichberechtigung entsprechen.

Mann und Frau sind nach unserer Verfassung gleichbe­
rechtigt. Sie leislen einen gleichwerligen Beitrag für den
Bestand und die Fortenlwicklung unserer Gemeinschaft­
Sie müssen deshalb an der Gestaltung des politischen,
sozialen und wirtschaftlichen lebens gleichen Anteil ha­
ben. Die rechtliche Gleichstellung muß in den beruflichen
Aulstiegschancen, in der Anerkennung der eigenständigen
Leistung der Frau bei der Kindererziehung. bei der Pflege
von Kranken- und Behinderten. in der Familie und in der
HauShaltsführung ihre Ergänzung finden.

Oie Chrisllich Soziale UJ:lion lehnt überkommene RoUenvor­
sIel lungen für Mann und Frau ebenso ab wie eine ideolo­
giSCh propagierte Gleichmacherei. l;ine Verbesserung der
biSherigen Situation kann nur durch Abbau von Vorurteilen
gelingen. Gesellschaft und Staat können zur Verwirklichung
der Partner schall Hilfeleistungen bieten.
Weibliche Jugendliche sollen die vorhandenen Aus-. Fort­
und Weiterbildungsmöglichkeilen in gleicher Welse wie
die männlichen Jugendlichen wahrnehmen. Gleiche Be­
rufs- und Aufstiegschancen sowie gerechte Bewertung der
Tätigkeit entscheiden wesentlich über die gesellschaftliche
SteUung der Frau und die Möglichkeit der Selbstverwirk­
lichung. Erst eine Ausbildung schafll Voraussetzung für
eine echte Wahlfreiheit zur GestaHung des persönlichen
lebensweges.
Die Betreuungsrolle der Frau in der Familie hat sich ge­
ändert. Die Sorge für die Familie und die Erziehung deI
Kinder wird stärker als bisher von der Berufstäligkelt be­
stimml. Für die familiengebundenen F,auen müssen durch
Teilzeitbeschälligung und gleilende ArbeitszeIt bessere
Voraussetzungen für eine zusätzliche Berufsausübung ge­
schallen werden.

Die Tätigkeit als Hausfrau muß als Berut gesehen und be­
wertet werden.

Aus der Entscheidung für die Familienfürsorge und Kin­
dererziehung darl der Frau für ihre spätere soziale Siche­
rung kein Nachteil entstehen. Die Fürsorge für Kranke, Kin­
der und Behinderte in der Familie ist als Leistung im Dienst
der Gemeinschaft der beruflichen Tätigkeit voll gleichzu­
setzen. Die Christlich Soziale Union fordert, daß dieser
Grundsatz versorgungsrechtlich durch eine eigenständige
soziale SiCherung der Frau anerkannt wird.
Erst wenn in Familie und Erwerbsleben den geänderten
Bedingungen Rechnung getragen wird, ist von einer echten
Wahlfreiheit der Frau zu sprechen. Der gleichwertige Bei­
trag der Frau wird nicht nur in Familie und Beruf, sondern
auch im öHentlichen Leben zu wenig berücksichtigt. In
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gesellsChaftlichen Gremien, in Verbänden, Parteien und
Parlamenten sind die Frauen entsprechend Ihrer leistung
stärker zu beteiligen.

Jugendpolilik Iit treuhinderisches und partnerschaftllches
Eintreten für die Interessen der jungen Menschen. Die
Jugend haI das Recht, eigene Wege ohne Bevormundung
durch die Erwachsenen zu suchen.

Jugend steht im Spannungsfeld zwischen der Abgrenzung
der Welt der Erwachsenen und dem Anspruch auf eine
eigene Rolle. Die Christlich Soziale Union sieht in jugend­
lichen Lebensformen berechtige Äußerungen und eine
notwendige Herausforderung.
Oie junge Generation hat das Recht, eigene Wege zu
suchen. Daher wird die Christlich Soziale Union der Ju­
gend einen angemessenen Freiheitsraum sichern. Jugend
muß sich als Jugend äußern können. Der junge Mensch
bedarf der ErmutiQung, der Partnerschaft und der Unter­
stützung durch die Älteren; er will Antwort auf seine Fragen.
Staat und Gesellschaft mussen die sinnvolle Auseinander­
setzung der jungen Generalion mit der Tradition ermög­
lichen, die Herausforderung durch die Jugend lUr eine
gesellschaftliche und kulturelle Weiterentwicklung und
Erneuerung fruchtbar machen. Unsere Gesellschaft ist
da raut angewiesen, daß sich die nachwachsende Genera­
tion mit den Grundwerten unseres Staates identifiziert.
Die jungen Menschen müssen fähig werden, die freiheit­
lich demokratische Ordnung zu bejahen und zu selbstver­
antwortlichem staatbürgerlichem Handeln zu finden. Sie
haben das Recht auf die Mitbestimmung ihrer eigenen Zu­
kunlt. Deshalb müssen ihnen in ihren lebensbereichen
bessere Möglichkeiten jugendlicher Milgestaltung und Mit­
verantwortung eröffnet werden. Auch die Übernahme eige-­
ner Verantwortung ist ihnen zu ermöglichen.

Oie Jugend stellt jedoch keine einheitliche, in sich ge­
schlossene Bevölkerungsgruppe dar. Neben Schülern und
Studenten machen die jungen Arbeitnehmer den größten Teil
der jungen Generalion aus. Sie treten aber nicht so sehr
als Jugend in Erscheinung, weil sie während der Ausbildung
bereits stärker in das Erwachsenenleben einbezogen wer­
den. Den Jugendlichen im Arbeitsprozeß gilt deshalb unsere
besondere BerÜcksichtigung.
Weil die Christlich Soziale Union Jugendpolitik als treu­
händerisches und partnerschaltliches Eintreten IUr den
jungen Menschen versteht, maßt sie sich nicht an, das
Interesse des Jungen Menschen jeweils sicher bestimmen
zu können. Sie sucht das Gespräch mit dem einzelnen,
dem sie besondere Möglichkeiten zur Mitarbeit und Mit­
bestimmung in der Parlei anbietet. Sie arbeitet zusammen
mit Gruppen und Verbänden, die Interessen junger Men­
schen im Rahmen unserer politischen Ordnung vertreten.
Sie trill außerdem für eine angemessene Beteiligung der
Vertreter jugendlicher Interessen bei den politischen Ent­
scheidungen ein.
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Der Beitrag
der alten Menschen
für die Gesellschaft
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Zu Familie, Schule, Berufsausbildung ist als soziales und
politisches Feld für die heranwachsende Generation die
Jugendarbeit getreten. Sie hai die Funktion der Erziehung,
der lnteressenverletung und der sinnvollen Freizeitgestal.
tung. Moderne Jugendpolitik muß die Grundlagen für öffent·
liehe Förderung und Sicherung der Jugendarbeit schaffen,
die die Erfüllung dieser Aufgaben gewährleisten.

Die Christlich Soziale Union !rltl tor die Irele InitiatiYe in
der Jugendarbeit ein und lehnt die staatlich verordnete
entschieden ab. Freie Jugendarbeit bedarf jedoch der
slaallichen Förderung ohne behördliche GAngelung. Grund­
lage der Jugendpolitik der Christlich Sozialen Union ist
das Erziehungsrecht und die Erzlehungspllicht der Eltern.
Wo diese nicht wahrgenommen werden können, muB der
einzelne Jugendliche einen Rechtsanspruch auf Hilfe durch
die Gemeinschall haben.
Befreiung der Jugend von unmittelbarer Existenzsicherung
ist nur in entwickelten sozialen und wirtschalUichen Ver·
hällnissen möglich. Jugend ist nicht alles. Gegenseitiges
Verständnis braucht das richtige Verhältnis der verschie·
denen Lebensalter untereinander. Die Chrisllich Soziale
Union lehnt deshalb Jungsein als Losung für menschliche
Existenz schlechthin ab.

Für die ChrisUlch Soziale Union Is' der alle Mensch ein
Staatsbürger, der seinen Beitrag für die Gesellschaft ge·
leistet hat, Immer noch leistet und gebraucht wird. Den
allen Menschen muß eine selbstindlge und eigenverant­
wortliche Lebensführung ermöglicht werden. Der Familie
kommt in der Betreuung aller Menschen eine Aufgabe zu,
die Ihr nicht einfach abgenommen werden kann.
Der alte Mensch will gebraucht werden. Moderne Alten·
hilfe muß vorrangig Hilfe zur Selbsthilfe und daher ollene
Hilfe sein. Durch Beratung und Information, durCh ambu­
lante Krankenpflege, Mahtzeitendiensle, Haus· und Fa­
miiienpflege und Sozialstalionen soll es dem alten Men·
schen ermöglicht werden, in seiner Umwelt zu bleiben,
selbst wenn er durch Aller oder Krankheit den eigenen
Haushalt nicht mehr aufrechterhalten kann.

Diese oftenen Hilfen bedürfen einer Ergänzung durch Ge­
legenheiten zur menschlichen Begegnung in Allenklubs,
Altentagesstätten und Altenbetreuungszentren.
Sie können der Vereinsamung der alten Menschen ent­
gegenwirken. Für ältere Menschen, die sich selbst nicht
mehr versorgen können, muß ein ausreichendes Angebot
möglichst familiennaher Heimplätze, die zellgemäßen An­
forderungen entsprechen, zur Verfügung stehen. Neue
Helmplätze mussen staatlich gefördert, alte Heime ent­
sprechend den neuen Erkenntnissen der Altenhilfe moderni­
siert werden.
Der Staat allein kann die Aufgaben gegenuber unseren
alten Mitbürgern nicht erfüllen. Altenhiile verlangt die per­
sönliche Bereitschaft aller zu mehr Mitmenschlichkeit. Der
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Diensl am Nächsten ist mehr denn je notwendig, weil keine
noch so perfektionierte Daseinsvorsorge den Mangel an
Menschlichkeit wellmachen kann.

Der Behinderte Ist .In yoll- und gleichwertiges Mitglied
der Gesellschaft. Umfassendes Ziel der solidarischen
Hilfe für den Behinderten Ist seine Integration In die Ge­
seUschafl Behindertenhilfe muß sich auf alle Lebensbe­
reiche erstrecken. SI. muß medizinische, berufsfördernde
und soziale Maßnahmen umfassen und soll grundsitzlich
Hilfe zur Selbsthilfe Hin.

Durch den vordringlichen Ausbau der FrOherkennungs- und
FrOhbehandlungseinrichtungen ist die FrOhförderung be­
hinderter Säuglinge und Kinder zu intensivieren. Durch
genetische Beratung soll die Zahl erblich bedingter Schä­
digungen verringert werden.

Die Christlich Soziale Union setzt sich dator ein, daß
Sonderschulen, Einrichtungen der beruflichen Ausblildung
und Umschulung, familien- und wohnortnahe Werkstätten
und andere Beschaltigungsm6glichkeiten tor Behiflderte
weilemin zügig ausgebaut werden.

Oie Integration der Behinderten kann durch eine behin­
dertengerechte Gestaltung der Umwelt erleichtert und ver­
bessert werden. Diese Forderung muß vordringlich durCh
die Schaffung behindertengerechter Wohnungen, von Frei·
zeit- und ErholungsffiÖglichkeiten realisiert werden.
Dem Schwerbehinderten. der trotz vielfältiger Hilfen nicht
mehr in die Gemelnschall integriert werden kann, muß
elOe besondere Pllege zuteil werden. Die Pflege in der
Familie soll unterstützt werden. z. B. durCh Pflegegeld
und Urlaub von der Pflege. Oie bestehenden Einrichtungen
sind nach modernen pIlegeriSChen Erkenntnissen neu- und
umzugestalten. Freie Träger brauchen mehr öffentliche
Förderung.

Alle Hillen für Behinderte kÖRnen nur begrenzt wirksam
werden, wenn es nicht gelingt, in der Gesellschall Unver­
ständnis und Vorurteile gegenüber den Behinderten abzu­
bauen. Staat, Gesellschaft und Kommunikationsmillel sind
aufgefordert, an dieser für die Behindertenhille so bedeut­
samen Aufgabe in Zukunft verSlärkt mitzuwirken.

Die Christlich Soziale Union verstehf das "C" in Ihrem
Namen als besondere Verpflichtung gegenüber den Schwa·
chen, Hilfsbedürftigen, Notleldenden und sozial Benach­
teiligten. Sie selzl sich daher dafür ein, auch diesen Per­
sonengruppen die Individuelle Entfaltung durch die Teil­
nahme am Leben In der Gesellschaft zu ermöglichen.

Die Sicherung der Würde des Menschen verpllichtet die
Gesellschalt zur Hille in der Not für jedes ihrer Mitglieder.
Die Christlich Soziale Union setzt sich daher für diejeni­
gen ein, die aufgrund ihrer sozialen Herkunlt oder durch
geistige, seelische oder körpertiche Beeinträchtigungen

Integration
der Behinderten
in die Gesellschaft

Verpllichtung
gegenüber sozialen
Randgruppen

57



5. Sozialpolitik für alle BevÖlkerungsgruppen

den Anforderungen unserer Gesellschaft nicht entsprechen
können. Sie setzt sich auch ein für jene Gruppen und
Menschen, die mit unserer Rechtsordnung und den Ver·
hallungsnormen unserer Gesellschafl in Konflikt geraten
sind. Die Christlich Soziale Union weiß. daß sie oft ein
soziales Au8enseilerdasein führen. Sie müssen aus ihrer
Einsamkeit herausgeführt werden. Es müssen für sie Le­
bensbedingungen geschaffen werden, die der Würde und
Verantwortlichkeit des einzelnen, aber auch seinem Recht
auf AChtung und Hilfe entsprechen. Hilfe für diese Men~

sehen und Gruppen soll vor allem den Weg in die soziale
Integration ermöglichen. Nicht bevormunden, sondern Hilfe
zur Selbsthilfe heißt das Gebot.

Entwicklung des Lebensraumes
Menschliche Umwelt
Zur Sicherung einer humanen Zukunft gehören die Erhaltung und
Gestaltung einer gesunden Umwelt, eine ausgewogene Nutzung
des begrenzten Raumes, eine geordnete Entwicklung von Stadt
und Land. Das wissenschaftlich und technisch Mögliche ist auch
aus der Verantwortung für kommende Generationen auf seine
Wirkung für Mensch und Natur zu prüfen. Die Politik der Christlich
Sozialen Union ist darauf gerichtet, die Förderung des materiellen
Wohlstandes und die Erhaltung der natürlichen Lebensgrund­
lagen in Einklang zu bringen.

Eine in der Geschichte nie zuvor gekannte Dynamik der Ordnung des Raumes
Entwicklung in Gesellschaft, Wirtschaft, Wissenschaft und
Technik hat den Lebensstandard beträchtlich erhöht. Damit
sind aber auch negative Erscheinungen wie Umweltzer-
störung, Rohstoff- und Energieverknappung. Konzentra-
tion von Menschen und Kapital in großen Ballungszentren
aul der einen sowie Entleerung des ländlichen Raumes auf
der anderen Seite einhergegangen.

Die Erzielung eines möglichst hohen Sozialprodukts unter
Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen kann eben­
sowenig Fortschritt im Dienste des Menschen sein, wie
Verteufelung des Wachstums und der Technik. Umwelt­
und Raumordnungsprobleme lassen sich am besten und
wirkungsvollsten mit Hilfe der Sozialen Marktwirtschaft
lösen. Dazu brauchen wir neue Technologien und rahmen­
setzende Maßstäbe wie Umwellgesetze und Landesent­
wicklungspläne.

Wegen des begrenzten Raumes können wir es uns nicht
leisten, uferloses und breiartiges Auseinanderfließen der
großen Städte und den Verfall alten Kulturlandes hinzu­
nehmen. Klare Zielvorstellungen über die vielfältigen Nut­
zungsansprüche an den Raum unter BeaChtung der öko­
logischen Erfordernisse und der gewachsenen Siedlungs­
strukturen sind notwendig. Oie Entwicklung des ländlichen
Raumes und die Ordnung der dicht besiedelten Gebiete
setzen Raumordnungs- und Landesentwicklungspotifik
voraus.

Oie Christlich Soziale Union sieht eine große Aufgabe
darin, ein vernünftiges Maß zwischen ökonomischen und
ökologischen Erfordernissen zu halten. Deshalb ist qualita­
tives vor quantitatives Wachstum zu setzen. Wachstum soll
dem ländlichen Raum Impulse geben und sich nicht nur
auf wenige groBe Verdichtungsräume konzentrieren. Die
Grenzen des Wachstums sind immer dort zu ziehen, wo
Umwelt, Natur und Landschafl bedroht oder gar zerstört
werden.
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Ausgewogene
Landesentwicklung
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Ziel der Landesentwlcklungs- und Raumordnungspolitik
der Chri,tIich Sozialen Union I,t die Förderung von Chan­
cengereehUgkeU, sozialer GerechUgkell und freier Ent·
faltung d... Persönlichkeit In einer menschenwürdigen
Umwell. Für die Menschen In Stadt ood Land sollen
glek:hwertlge, nicht gleichförmige Lebensbedingungen ge­
sichert werden. Damll werden die Wahlmogllchkeiten des
Bürgers für die von Ihm bevorzugte Lebensform erweitert
und das Rechl auf gleichwertige Lebensbedingungen In
der angestammten Heimat gewahrt.

Sticltlscher und ländlicher Raum erginzen sich In Ihren
eigen.tind~enAufgaben. Die Christlich SozIale Union lehnt
eine Verödung des ländlichen Raumes und eine über­
mäßige Verdichtung In wenigen großen Städten ab. Des­
halb bleibt die Entwicklung des ländlichen Raumes, Ins­
besondere der strukturschwachen Gebiete und des Grenz·
landes, eine vordringliche Aufgabe. Dies erlordert Ober­
blick und Abstimmung aller ö"enlllchen raumbedeulsamen
Maßnahmen und Pläne In einem landesplanerischen Ge­
samtkonzept. Oberschaubares staatliches Handeln eröll­
nel dem einzelnen, den Kommunen und der Wirtschaft
den größtmöglichen FreiheItsraum für Selbstentfaltung und
Elgenlnltlatlve. Sie stärkt unsere Gesenschalts- und Wirt­
schaftsordnung.

FOr die Christlich Soziale Union ist Landesentwicklung
Politik für den Menschen im städtischen und ländlichen
Raum. Sie sieht sowohl im slädtischen wie auch im länd­
lichen Leben zeilgemä8e Existenzverwirklichung. Oie Poli­
tik der Christlich Sozialen Union gilt der Verbesserung
der Lebensverhältnisse in allen Landesteilen und Sied­
lungsgrößen. Sie fördert insbesondere die schwächeren
Gebiete und Randzonen. Oie eigenständige Entwicklung
des ländlichen Raumes ist forlzuführen und jeder Ge­
meinde die organische Eigenentwicklung zu sichern.

Ein überzogenes und schematisches Schwerpunktkonzept.
wie es sozialistische Polifik vertrill, lührt zur passiven
Sanierung, d. h. zum Abwanderungszwang von Menschen
aus ihrer angestammten Heimat. Raumordnungs- und Struk­
turpolitik haben für die Chrislfich Soziale Union die Auf­
gabe, in alfen Teilen des landes Arbeitsplätze und Ver­
sorgungseinrichtungen so zur Verfügung zu slelfen, daß sie
für die Menschen innerhalb zumutbarer Enllernungen zu
erreichen sind. Dazu gehört ein Ausbau und nicht ein Ab­
bau der Verkehrsinlrastruktur Im ländlichen Raum.

Die Invest11ionen der öffentfichen Hand sind in hohem Maße
raumwirksam, da sie vielfach einer Verbesserung der Inlra­
struktur dienen. Damit öffenlliche Maßnahmen und Planun­
gen den bestmöglichen Nutzen entfalten können, müssen
sie bereits in einem frühen Stadium aufeinander abge­
stimmt werden. Durch Koordinierung und Vorausschau kann
auch am beslen Umweltschäden vorgebeugt werden. Iso­
lierte Fachplanungen werden den komplexen Entwicklun-
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gen in unserer modernen Weil nicht mehr gerecht. Zur
dauerhalten Hebung der lebensbedingunr"!n in struktur­
schwachen Gebieten genügt z_ B. die AnsleJlung gewerb­
licher Betriebe im Rahmen der regionalen Wirtschaflsför­
derung für sich allein niCht, wenn nicht gleichzeitig Ver­
waltungs-, Bildungs-, Verkehrs-. Sozial- und Erholungs­
einrichtungen innerhalb zumutbarer Entlernungen bereit­
gestellt werden. Raumordnung und Landesentwicklung
müssen daher die verschiedenen raumwirksamen Pläne
und Maßnahmen aufeinander abstimmen. Dies hat auf
allen Ebenen staatliche' Tätigkeit. angefangen vom Bund
bis zu den Gemeinden. zu erfolgen.

Der einzelne und die Privatwirtschaft haben ein Recht
darauf, zu erfahren, was, wo und wieviel Staat und Kom­
munen an raum bedeutsamen Investitionen vorhaben.

Nur so kann der größtmo." iche gemeinsame Nenner ge­
funden werden und dem eibalnen wie der Wirtschaft eine
Orientierungshilfe für die eigen<)n Entscheidungen und Pla­
nungen gegeben werden.

Die menschengerechte Stadt ist tür die Christlich Soziale
Union Lellbifd Ihrer Städte- und WohnbaupolItik. Sie muß
dem Bürger über das Angebot an materlel.'en Gütern hinaus
Teilhabe am Gemeinwesen und dauerhafte Verbundenheit
mit seiner Heimat ermögUchen. DIes erfordert überschau­
bare Stadtslrukluren,

Die gemeindliche Bauleitplanung muß das Wohnumleld
vor Beeinträchtigungen und Schäden sichern und gewähr­
leisten, daß die Wohn-, Arbeits-, Verkehrs" Blldungs-, Ver­
sorgungs- und Frelzeitstrukturen so gestallet werden, daß
ihre Umweltqualitäten gesichert bleiben.

Hauptziel der Wohnungspolitik muß die ausreichende Ver­
sorgung der Bevölkerung mit Wohnraum zu sozial vertret·
baren Mieten und die breite Slreuung von Eigentum an
der eigengenutzten FamilIenwohnung sein. Die Wohnungs­
politik bedarf der nachhaltigen Förderung durch die öffent­
liche Hand sowie einer ergänzenden Untersfützung durch
die Sieuerpolilik. Der Wohnungsbau, die Wohnungsmo­
dernisierung, die Stadt- und Ortssanierung und die Denk­
malspflege müssen sich nach den Erkennfnissen eines
menschengerechten Wohnens und den Erfordernissen
einer humanen Sladfgestaltung und Stadlentwlcklung rich­
ten.

Die Städte müssen rechUich, finanziell und planerlsch
im Rahmen Ihrer Selbstverwaltung In die Lage versetzt
werden, ihre vielfällIgen Aufgaben zu erfüllen.

Im Zuge der Induslrialisierung hat die städtische Lebens­
form zunehmend an Bedeutung gewonnen. Bereits die
Hällte unserer BOrger lebt heute in den Verdichtungsräumen.
Vor aUem in den großen Stadten häufen sich Umwelt­
und Verkehrsprobleme. Die Vorstellung von der Mautoge­
rechten Stad tM hai sich als Irrweg erwiesen. Diesem fal-

Menschengerechte
Stadt
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sehen städtebaulichen leitbild wurde zum Teil historisch
wertvolle Bausubslanz geopfert Die Lösung der Verkehrs­
probleme in den großen Städten erfordert einen aulein­
ander abgestimmten Ausbau von Individual- und Massen­
verkehr.

Die menschengerechle Stadt erfordert in erster Unie das
Interesse des Bürgers am Schicksal seiner Stadt und seiner
Mitbewohner. Dies kann über eine bessere Beteiligung des
Bürgers an der Stadlentw;cklungspolilik und über die
Schaffung überschaubarer Sladtslrukturen etwa in Form
von Stadtteilzeniren geschehen.

Zur Humanisierung der Städte gehör! auch die Auflocke­
rung der in der Städlebaupolitik der Nachkriegszeit betrie­
benen räumlichen Trennung von Wohngebieten, Gewerbe­
und Geschäftsvierteln und Erholungsanlagen. Auf diese
Entmischung der menschlichen Grundlunklionen ist nich!
nur ein Gulleil der verkehrsprobleme, sondern auch die
Verödung bestimmter S!adlleile, insbesondere der Stadt­
kerne. zurückzuführen. Die Anlage von sogenannten Fuß­
gängerzonen allein genügt nicht. Es geht vor allem darum,
zu verhindern, daß die Wohnbevölkerung der Städte immer
weiter ins Umland abgedrängt wird und die Innenstädte
vorwiegend zu Slandorten von Bürogebauden und Handels­
geschäften veröden.

Das Bau- und Bodenrecht ist dementsprechend anzuwen­
den, wo notwendig, abzuändern.

Die Erhaltung und Modernisierung wertvoller Bausubstanz,
insbesondere historisch und kulturell bedeutsamer Ge­
bäude und ganzer Straßenzuge und Plätze im Rahmen des
Denkmal- und Ensembleschulzes. ist unler städtebaulicher
Sicht vor der rein zahlenmä6igen Ausweitung mehr als
bisher zu beachten.

Neue WohnSiedlungen sollen so ausgewiesen werden. daß
in Abstimmung mil den raumordnungs- und landesplane­
rischen Grundsälzen und Zielen die dazugehörigen Gemein­
schaftseinrichlungen. verkehrsverbindungen, Grün- und Er­
holungsllächen bereitgestellt werden können, Schlafstädte
auf der grünen Wiese sind kein Beitrag zur menschen­
gerechten Stadt.

Angesichts des bedrohlichen Rückgangs der Geburtemate
ist besonderes Augenmerk auflamiJien- und kinderfreund­
liche WOhnungen zu legen. Daraul ist vor allem im sozialen
WOhnungsbau zu achten. Einer FehlbeJegung von Sozial­
wohnungen isl entgegenzuwirken. Für die Wohnlichkeit
unserer Städte ist die Pflege und vermehrung der inner­
städtischen Grünanlagen wichtig. Der Stadtbewohner soll
sich in seiner Freizeil möglichst in der Nähe seiner Woh­
nung Jm Freien erholen können.

Die Wohnqualilät im innerstädtischen Bereich ist durch
den vermehrten Ausbau von Freizeit- und Erholungsein­
richtungen zu verbessern.

Entwicklung des Lebensraumes - Menschliche Umwelt

Umweitpolllik ist Politik für den einzelnen Menschen und
dIe Gesellschall Nur eine vorausschauende Umwellpolitik,
die sich nicht auf die spätere Beseitigung yon Schäden
und Störungen der Umweltbeschrinkt, kann die natürlichen
lebensgrundlagen schützen, unsere landschatl erhaften
und die Umwelt des Menschen yor Zerstörung bewahren.
Natur und Umwelt sind nicht nur Besitz der heutigen Gene­
ration. Esist daher ein Gebot derVernunfl, mit den SChätzen
der Natur so umzugehen, daB den kommenden Genera­
tionen nicht die Lebensgrundlage entzogen wird.
Die naturlichen Grundlagen des Lebens, also lull, Wasser
und Boden, müssen geschützt werden. Die Beanspruchung
der Grundgüter des lebens durch die tndustriegesellschaft
hat auch in Bayern ihre Spuren hinterlassen. Besonders in
den verdichtungsräumen hat sich die Umweltgefährdung
im Laufe der letzten Jahrzehnte verschärlt.

Die Umweltbedingungen sind im urbanen und ländlichen
Raum so zu erhalten und zu verbessern, daß das Wohlbe­
linden des Menschen gefördert wird. Für Tiere und Pflan­
zen ist die Erhaltung des Artenreichlums zu sichern. Alle
landschaltsbestandteile sind vor Einwirkungen, die zu
dauernden SChädigungen, Belästigungen, Gefahren oder
sonstigen nachteiligen Folgen !Uhren. durch geeignete
Maßnahmen zu schützen.

Eine vorausschauende Umweltpolitik läßt Umweltschäden
erst gar nicht eintreten. Vorsorgen ist besser und billiger
als heilen. Bestmögliche Umweltgestallung aul lange Sicht
erfordert eine engste Verbindung mit Raumplanung und
landesentwicklung. Oie Christlich Soziale Union hat mit
dem .Bayerischen Moden-, der Zusammenfassung lIon
landesentwicklung und Umweltlragen, den Weg !Ur eine
zukunltsweisende Umwellpolilik beschritten.

Bei Zielkonlliklen zwischen wirtschaftlichen, politischen
und gesellschalUichen Interessen und den Erfordernissen
des Umweltschutzes ist den ökologischen Belangen dann
der Vorrang einzuräumen, wenn eine wesentliche Beein­
trächtigung der Umweltverhällnisse. insbesondere der Ge­
sundheit der Bevölkerung. droht oder die Sicherung der
materiellen lebensgrundlagen der Bevölkerung gefährdet
ist.

Umweltschutz bedeutet IUr die Wirtschaft nichl nur neue
Kosten, sondern auch neue Chancen. Ein Vorsprung in
der Entwicklung umweltfreundlicher Produkte und Ver­
fahren eröffnet und sichert zukunllsorientierte Märkte.

Für die wichtigsten Rohstoffe zeichnen sich bereits heute
Grenzen der Verfügbarkeit ab. Auch die Ersetzbarkeit von
Rohstoffen durch synthetische Produkte hat Grenzen. Des­
halb ist die Wiederverwertung von Abfällen (Recycling)
yon besonderer Bedeutung.

Die Christlich Soziale Union bejaht und fördert den wissen­
schaftlichen und technischen Fortschritt als Ergebnis des
menschlichen Schöpfungs- und Gestallungswillens. Neue
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Technologien können die Voraussetzungen schaRen, um
sowohl den Erfordemissen einer weitsichtigen Umwellpoll­
tik wie auch der Notwendigkeit von Arbeitsplalzslcherung
und Wirtschaftswachstum zu genügen.

Der wissenschaftliche und technische Fortschritt muß sich
an verbindlichen Wartvorstellungen orientieren und der
Verbesserung humaner Lebensbedingungen dienen. Den
ökologischen Erfordernissen ist Rechnung zu tragen.

Wissenschaft und Technik bestimmen heute weilgetlend
das FunkhonsgelUge unserer Gesellschaft Mit ihrem Ein­
fluß auf Bildung und Ausbildung, aul Hygiene und Medizin,
aul Energieversorgung und Guterproduklion, auf Nach­
richten-, Personen- und Güterverkehr sowie auf die mili­
tärische Sicherheit sind das Wohlergehen des einzelnen
und der Völker von entscheidender Bedeutung.

Die Schnelle technische Entwicklung hat in der Vergangen­
hell auch negalive Auswirkungen. insbesondere aul die
natürlichen lebensgrundlagendes Menschen bewlrkl.lhnen
kann heule nur durch einen technologIschen Forlschrin
begegnet werden, der sich an den ökotogischen Ertordel­
nIssen orientiert. Der technische Fortschrill als Ergebnis
des menschlichen Schöpfungs~ und Gestaltungswillens
wird in der Zukunft an den verbindlichen Werlvorstellungen
einer personalen, freien, solidarischen Gesellschatt zu
messen sein.

Freizeit und Erholung sind gnJndsäztlich Sache des ein­
zelnen Bürgers und seiner Familie. Aufgabe des Staates
Ist es, Insbesondere über freie und kommunale Träger,
die SChaffung ausreichender Frelzeileinrlchtungen zu fÖr.
dern, Möglichkeiten, Anregungen und Hilfen für die Nut­
zung der Freizeit zu geben. Durch eine vorausschauende
und koordinierende Raumordnungspolitik sind die dafür
notwendigen Gebiete in der freien Natur zu sichern und
auszubauen.

Zunehmende physische und psychische Belastungen des
Menschen in der heutigen Arbeitswelt, insbesondere auch
das wachsende Gesundheitsbewußtsein der Bevölkerung,
haben den AnsprUCh an Freizeit und Erholung erhöht.
Selbstverwirklichung des Menschen, Gestallung seines
Lebensinhalts vollziehen sich nicht nur im Bereich der
Arbeitswelt, sondern in wachsendem Maße auch in der
yon der Arbeit Ireien Zeil. Immer stärker tritt neben die Er­
holungsfunktion die Frage nach ein",r sinnvollen, aktiven
Gestaltung dieser Zeit. Der Staat soll grundsätzlich in
unserer freiheitlichen, rechtsstaat lichen Ordnung nicht in
die Selbslbestimmung der Freizeitgestaltung eingreifen.
Seine Aufgabe besteht im optimalen Angebot an Freizeit­
und Erholungsmöglichkeiten, sowie in der Sicherung von
ausreichenden MögliChkeiten, die FreizeitansprQche der
Bürger zu verwirklichen. Im Gegensatz zu totalitären Staa­
ten tritt die Christlich Soziale Union für die Sicherung des
Freiheitsraumes gerade in der Freizeit ein. Oie Freizeit-

Entwicklung des Labensraumas - Menschliche Umwelt

politik der Christlich Sozialen Union tolgt dem Prinzip,
daß es polilikfreie Räume für den Bürger geben muß. Der
Bedarf an Erholungsllächen nimml ständig zu. Es besteht
erheblicher Nachholbedarflür den Ausbau von Erholungs­
gebieten. Die Ausweisung entsprechender Flächen, die tür
Freizeit- und Erholungslunktionen geeignet sind, ist daher
vordringlich.
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Die Christlich Soziale Union weiß, daß alle Überlegungen zu Idee
und Gestaltung von Staat und Gesellschaft und zur Verwirklichung
eines menschlichen Daseins in Freiheit und Selbstverantwortung
hinfällig und nichtig sind, wenn nicht die Sicherheit nach außen
garantiert ist. Weil Freiheit unteilbar ist, ist Freiheit im Innern ohne
Sicherheit nach außen nicht möglich.
Die Christlich Soziale Union sieht Aufgabe und Ziel deutscher
Politik darin, für das ganze deutsche Volk Freiheit, Selbstbestim­
mung und Einheit zu erringen und dazu beizutragen, einen gerech­
ten Frieden in Europa und der Welt zu sichern, der allen Menschen,
gleich welcher Rasse, welcher Volksgruppe und welchen Glau­
bens, die vollen Menschen- und Gemeinschaftsrechte, die
Chance der Freiheit und derwirtschaftlichen Entwicklung gibt. Für
die deutsche Außenpolitik fordert die Christlich Soziale Union
die Bereitschaft zu mehr internationaler Verantwortung, insbeson·
dere gegenüber den Entwicklungsländern, und eine Erweiterung
der eigenen Handlungsfähigkeit. Nur dann kann die Bundesre­
publik Deutschland, partnerschaftlieh eingeordnet in die Europäi­
sche Gemeinschaft und zugeordnet der freien Welt, den weltweiten
Herausforderungen auf allen Gebieten begegenen. Der Aufbau
eines demokratischen europäischen Bundesstaates stellt eine
wesentliche und vordringliche Aufgabe für die langfristige Siche­
rung von Frieden und Freiheit auf unserem Kontinent dar.

Die außenpolitische Konzeption, die die Bundesrepublik
Deutschland dem freien Teil Europas eingefUgt und ihre
Sicherheit im Rahmen des Atlantischen Bündnisses gewähr­
leistet hat, kam mit wesentlicher UntershJtzung der Christ­
lich Sozialen Union zustande. Die Kontinuität unserer 1949
begonnenen Außenpolitik wurde im Herbst 1969 beendet.
Eine einseitige Ausrichtung der auswärtigen Beziehungen
der Bundesrepublik Deutschland nach den Wünschen des
Ostens hat Unklarheit und Unsicherheit gebracht. Die Christ­
lich Soziale Union fordert eine Klärung des außenpoliti­
schen Kurses. die Wiederherstellung bewahrter Leitlinien
und deren den Forderungen der Gegenwart und Zukunll
angemessene FortfÜhrung.

Die Weil befindet sich In einem tiefgreifendem Umbruch
der Kräftefelder. Dies wirkt sich auf die Internationalen Be­
ziehungen schwerwiegend aus. Neben dem fortbestehen­
den Ost-West-Konflikt trill ein sich verschärfender Nord­
Süd-Gegensatz. Durch Mitwirkung bei der Bewältigung
dieser Konflikte muß deutsche und europäische Außen­
politik zum Frieden in der Welt beitragen.
Im Laufe des letzten Jahrzehnts ist ein tiefgreifender wett­
politischer Wandel erfolgt. China ist als eigenständiger
Faktor auf die Bühne der WeHpolitik getreten. Zwischen
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Moskau und Peking hat sich eine machlpolilische und
ideologische Kluft aufgetan. Im atomarstrategischen Be­
reich haben die USA der Sowjetunion schon vor Jahren
die Herstellung eines Gleichgewichts zugestanden. Sie
laufen jetzt Gefahr, ....on der UdSSR überholl zu werden. Aus
Südostasien haben sich die USA teilweise zurückgezogen.
Die Sowjelunion und China suchen nun rivalisierend, das
Machlvakuum zu lüllen. Die Außenpolitik der USA ist dazu
übergegangen, die Eigenveranlwortrichkeit der Völker einer
Region für ihr eigenes Schicksal verstärkt zu betonen

In der Weltwirlschaft behaupten die USA ihre Spilzenstel­
Jung nicht mehr unangefochten. Einerseits haben Japan und
die Europäische Gemeinschaft stark aufgeholl, anderer­
seits hängt die japanische wie die europäische Wirtschafts­
kraft von der störungsfreien Zufuhr entfernt liegender Roh­
stoffe ab_
Zunehmend entwickelt sich ein Nord-SÜd-Konllikl. Zwei
Drittel der Menschheit leiden Hunger, weil die wirt schalt­
liehe Entwicklung mit dem Tempo des Bevölkerungswachs­
tums und der Geldentwertung nicht Schritt hält. Gleich­
zeitig wächst das Selbstbewußtsein der Drillen Welt. Die
Bildung neuer regionaler und wirtschaftlicher Interessen­
gruppen zeichnet sich ab. Rohstoff- und Energiequellen
werden zu neuen Machtfaktoren_ Dadurch und durch die
Krise des internationalen Währungs- und Handelssystems
werden die Grundlagen der freien Wirlschalts- und Gesell­
schaftsordnung gefährdet. Die Einsicht in die weltweite
gegenseitige Abhängigkeit muß stärker das polilische Be­
wußtsein und Handeln bestimmen. Mehr internalionale
Verantwortung und die Erweiterung der auBenpolilischen
HandlungGfähigkeit sind erforderlich.
Die Bedrohung des freien Westens hät! an. Der Ost-West­
Konllikt besteht lort, die Phase der Entspannungspolitik
hat nur eine Umschichtung des Konfliktstoffes und des
Ausltagungsstils der Konllikte gebracht. Die UdSSR zieht
als Friedensordnung nach wie vor die Hegemonie vor
und hat ihre weltrevolutionären Ziele nicht aufgegeben. Sie
versucht im Zeichen einer Neuverteilung der weitpolilischen
Gewichte ihren Einfluß global zu verstärken und neue
Abhängigkeiten zu schaffen

Die einseitig betriebene "Entspannungspolilik" hat die
Erwartungen nicht erfüllt. Die SoWjetunion hat sie zur
Festigung Ihres Machtbereichs genutzt und verstärkf zu­
nehmend Ihren Einfluß In der Welt. Dadurch gefährdef sie
die Sicherheit des freien Europa. Nur eine zielbewußte
Autrechlerhallung des Gleichgewichts der Kräffe auf allen
Ebenen kann die Stärkung und Ausweitung des sowJeli.
sehen Machtbereichs, vor allem In Europa, verhindern.
Die SPD/FDP-Koalition hat seit 1969 nahezu alle Forderun­
gen erfüllt, die die Sowjetunion seit den Warschauer-Pakt­
Konferenzen von 1966 (Bukarest), 1967 (Karlsbad) und
1969 (Budapest) an Bonn stelfle: vertragliChe Sicherung
der östlichen Kriegseroberungen, insbesondere der Oder-
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Neiße-Grenze, Anerkennung der "DDR" und deren UN-Auf­
nahme, Verzicht der Bundesrepublik Deutschland für ganz
Deutschland zu sprechen, Nichtigkeitserklärung des MünCh­
ner Abkommens von 1938. Im Atomwaflensperrvertrag ging
die Bundesregierung weitgehende, teilweise nicht einmal
klar definierte Verpflichtungen gegenüber der Sowjelunion
ein. Unter dem Vorzeichen eines "Wandels durch Annähe­
rung~ wurden wichtige deutsche Positionen geräumt, die
Spaltung Deutschlands und Europas vertieft. die Einheit
der Nation in Frage gestellt. Für die verbindlichen Zuge­
standnisse in den OSlvertragen wurde in Begleilpapieren
für die Menschen wenig Gegenleistung erreicht. Mensch­
liche Erleichterungen mußten erneut mit hohen Geldzah­
lungen erkault werden. Während die NATO unter dem
Einlluß der Entspannung abgerüstet hat, hat der War­
schauer Pakt sein militärisches Potenlial weiter erhöht.

Mit dem Instrumentarium der Konlerenzen über Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) und über Truppen­
abbau (MBFR) will Moskau seinen Einfluß auf Westeuropa
weiter ausdehnen. Entspannungspolitik aus sowjetischer
Sicht ist eine Dreifach-Strategie: Einschläferung des We­
stens durch politische Klimaverbesserung, wirtschaftliches
Gleichziehen mit dem Westen durch Kooperation und Ka­
;::.itaflransfer, Fortsetzung und Verstärkung der ideologi­
schen Offensive mit allen Milleln der Subversion und der
psychologischen Kriegsführung in Friedenszeiten mit dem
Endziel der Zerschlagung der sogenannten "kapitalisti­
schen Herrschaftsstrukturen M und dem Aufbau des So­
zialismus.

Europa kann nach Auffassung der Christlich Sozialen Union
nur in Freiheit und Frieden wellerleben, wenn es die Krall
zur Einigung llndel. Nur in einem vereinten Europa auf
föderalistischer Grundlage können die freien Völker un~­
res Kontinenfs ihre UnabhängIgkeit bewahren und welt­
politische Handlungsfähigkelt gewInnen.

Die Bundesrepublik Deutschland und das freie Europa be­
finden sich in einem Zustand innerer und äußerer Gefähr­
dung, Teitweise von außen gesteuerte Krälle streben die
Herauslösung der Bundesrepublik Deutschland aus den
freiheitlichen westlichen Systemen an. Ihr Ziel ist die Neu­
tralisierung der Bundesrepublik Deutschland und ein so­
zialistisches Gesamteuropa, Die Sowjetunion erklärt selbst,
daß es aul ideologischem Gebiet keine Koexistenz gebe.
Sie versucht, über marxistische Hiflstruppen auch von innen
her eine Veränderung der freiheitlichen Wirtschafts- und
Gesellschaftsordnung herbeizuführen. Diese Zangenbewe·
gung von außen und von innen stell! die eigentliche Gefahr
lür Europa dar.

DemgegenÜber hat sich die Einigung des freien Europa
verlangsamt. Dabei ist kein Land in der Größenordnung
der westeuropäischen Klein- und Miltelstaaten heute noch
in der Lage, auf sich gestellt, die wesentlichen Interessen
seiner Bürger wahrzunehmen: Verteidigung. Vollbeschälti-

Die politische
Einigung
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gung. Bewahrung der Geldwertstabilitat, Sicherung der Roh­
stoff- und Energieversorgung, Sicherung der Absatz­
märkte.

Die Vereinigung des freien Europa ist deshalb für die
ChrislJich Soziale Union die europäische Schicksalsfrage
schlechthin. Ein politisch geeintes, freies Europa muß die
Idee des freiheitlichen demokratischen und sozialen Ver­
lassungsslaates auf einer neuen Ebene realisieren.

Die Christlich Soziale Union fordert daher verstärkte Be­
mühungen um den Ausbau der Europäischen Gemein­
schaft zu einem europäischen Bundesstaat. Auf dem Weg
dorlhin verlangt die Christlich Soziale Union die Bildung
eines europäischen Entscheidungszentrums, aus dem eine
europäische Regierung entstehen soll; die direkte Wahl
der Mitglieder des Europäischen Parlaments und die Er­
weiterung seiner Befugnisse; die Bildung einer Staaten­
kammer, in der die Nationen und Regionen Europas an
der Gestaltung des Einigungswerkes mitwirken; den Aus­
bau des Europäischen Gerichtshofes zu einem Obersten
Bundes- und verfassungsgericht.

Ein vereintes Europa muß eine europäische Verfassung
erhalten, in der die freiheitlichen Grundrechte seiner BOr­
ger festgesetzt sind. Gleichzeitig muß das soziale Gefälle
in Europa abgebaut werden. Die Christlich Soziale Union
wehrt sich gegen alle Regelungen und Abmachungen auf
internationaler Ebene, die einem noch engeren politischen
Zusammenschluß der Völker des freien Europa zuwider­
laufen könnten. Ein in föderaler Ordnung auf der Grund­
lage des Selbstbestimmungsrechts der Völker vereintes
Europa steht allen Staaten Europas offen, auch den Nach­
barn im Osten.

Das vereinigte Europa kann nicht ohne die Solidarität aller
Parteien geschaffen werden, die den Zusammenschluß
aus freiheitlichem, der europäischen Tradition verpflichte­
tem Geist erstreben. Deshalb wird die Christlich Soziale
Union die Zusammenarbeit mit Parteien, die vergleichbare
Ziele verfolgen, verstärken.

Unabhängigkeit und Sicherheit des freien Teils Europas
hängen nach wie vor von der Stärke und Funktionsfähigkeit
des Atlantischen Bündnisses ab. Die Christlich Soziale
Union tritt daher lür Bestand und Ausbau der NATO im
Sinne echter Partnerschaft in Pflichten und Rechten ein.

Die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und des
freien Europa erfordert eine enge Zusammenarbeit mit den
Vereinigten Staaten. Deshalb ist die Freundschaft und die
Solidarität zu den USA eine entscheidende Grundlage deut­
scher und europäischer Politik. Die Notwendigkeit des At­
lantischen Bündnisses besteht mehr denn je. Ausrüstung
und strategische Doktrin der Truppen des Warschauer Pak­
tes lassen den offensiven Auftrag erkennen. Zudem gehört
die Beeinträchtigung des Verteidigungswillens des Gegners
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zur Strategie des Ostens. So ist im Rahmen der NATO die
auf einer glaubwürdigen Fäh4gkeit zur Abschreckung be­
ruhende kollektive Sicherheit, Grundlage der Fraiheit Euro­
pas.

Die Bundesrepublik Deutschland muß willens, bereit und
fähig zur Verteidigung des Vaterlandes bleiben. Die Christ­
lich Soziale Union tritt für Abrüstungsmaßnahmen Immer
dann ein, wenn sie nicht zu Lasten unserer Sicherheit gehen.

Die Verteidigung der Freiheit ist Sache des ganzen Volkes.
Sie erfordert, daß die Abwehrbereitschalt gegenüber Druck
und Bedrohung wachgehalten wird. Die notwendigen Mittel
müssen bereitgestellt werden, damit die Verteidigungsfähig­
keil der Bundesrepublik Deutschland gewahrt werden kann.
Bundeswehr und Zivilverteidigung müssen in Führungsor­
ganisation, PersonaJstruktur, Ausbildung und Ausrüstung
ihrem Auftrag gerecht werden können.

Die politische und militärische Wirksamkeit unserer Bünd­
nissysteme muß der Bedrohung angemessen sein. Die
Christlich Soziale Union verwirft Gewalt und DrOhung mit
Gewalt als Millel der Politik. Sie tritt lür eine kontrollierte
Abrüstung unter der Voraussetzung ein, daß unser land
nicht einseitig geschwächt und benachteiligt wird.

Oie Christlich Soziale Union war und ist für eine Zusam­
menarbeit mit dem Osten. Diese muß aber dem Menschen
dienen und seinen unveräußerlichen Rechten. Verträge
müssen dem Grundsatz von Leistung und Gegenleistung
entsprechen. Willlährigkeil gegenüber den Wünschen der
kommunistischen Regierungen kann keine Aussöhnung
mit den von ihnen unterdrückten Völkern bringen.

Die Politik der Christlich Sozialen Union, dem freien Westen
fest verbunden, ist dem Osten gegenüber zu Gesprächen
und vertraglichen Vereinbarungen bereit, Der Geist der
Versöhnung und der Gerechtigkeit muß den Ungeist der
Gewalt und der Vergeltung überwinden. Eine solche Poli­
tik verlangt jedoch Sicherheit in den eigenen Grund­
sätzen und Zielen. Sie kann ohne empfindliche Schädi­
gung der eigenen tnteressen und ohne SChwächung der
eigenen Position auf Dauer nur von denjenigen Parteien
getragen werden, tür die eine außenpolitische Zusammen­
arbeit mit kommunistischen Staaten nicht die Gelahr einer
ideologischen Anpassung ihrer eigenen Anhängerschaft
mit sich bringt.

Die Polilik der Christlich Sozialen Union steht ein lür die
Interessen der Menschen und ihrer unveräußerlichen Rech+
te. Sie fordert daher Freiheit und Freizügigkeitlür Personen,
Informationen und Meinungen in ganz Europa. Dies gilt
insbesonders für die Menschen in allen Teiten Deutsch­
lands. Die Vertragspolilik der Christlich Sozialen Union ist
von dem Grundsatz getragen, daß Leistung und Gegenlei­
stung in einem ausgewogenen Verhältnis stehen müssen.
Bei den Beziehungen zu den Staaten Osleuropas geht
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die Christlich Soziale Union von den geschlossenen Verträ­
gen aus. Ihre Politik lolg' dabei der von allen Fraktionen
des Deutschen Bundestages im Mai 1972 gemeinsam ver­
abschiedeten Entschließung und dem Urteil des Bundes­
verfassungsgerichtes zum Grundvertrag vom Juli 1973.

Politisches Ziel der Christlich Sozialen Union bleibt die
Herstellung der staatlichen Einheit des deutschen Volkes
in freier Selbstbestimmung. Die Bindungen zu Berlin als
einem land der Bundesrepublik Deutschland müssen ver·
stärkt und fortentwickelt werden.

Bis zu einer Irei vereinbarten friedensvertraglichen Rege­
lung bleibt die deutsche Frage ollen. Es gtbt nur eine
deutsche Nation. deren Einheit zu wahren das freiheitliche
Deutschland verpflichtet ist, da es die Verantwortung für
ganz Deutschland trägt.

Die Christlich Soziale Union hält an einer einheillichen
deutschen Staatsangehörigkeit fest. Die Bundesrepublik
Deutschland ist verpflichtet. allen Deutschen im ln- und Aus­
land SChulz und Obhut zu gewähren. Oie Christlich Soziale
Union fordert Freiheit und Selbstbestimmung lur alle Deut­
schen. Jede Politik der Angleichung unserer freiheitlich­
demokratischen Ordnung an das System der .DDR· im
Sinne einer Polilik des .Wandels durch Annäherung· steht
dazu im Widerspruch und wird entschieden abgelehnt.

Die Christlich Soziale Union lrill für das Recht auf die
angestammfe Heimat als ein unabdingbares Menschen­
recht ein und verurteilt jede Form der Vertreibung.

Die Christlich Soziale Union strebt die inlernationale Kodi­
fizierung eines allgemeinen Volksgruppenrechtes an, das
aul europäischer und weltweiter Ebene geeignet ist. ge­
fährliche Krisen in jenen Gebieten zu beseitigen, in denen
mehrere Völker und Volksgruppen zusammenleben.

Die Forderung der Heimatvertriebenen und Flüchtlinge.
die einen wesentlichen Beitrag zum Aufbau von Staal
und Gesellschaft geleistet haben. nach Verwirklichung von
Selbslbestimmungs- und Heimatrecht wird von der Christ­
lich Sozialen Union unterstützt.

In den Beziehungen zu den Staaten Osteuropas sind
die Rechte der Heimatvertriebenen zu achten. Ihnen und
ihren Verbänden gebuhrt Schutz vor Diffamierung und
Behinderung ihrer Tätigkeit. Es gilt auch weiterhin, das
geistig-kulturelle Erbe der Heimat zu erhalten, lebendig
weiterzuenlwickeln und in das geistige leben der Bundes­
republik Deutschland einzubringen. Dabei fallen den staat­
lichen, kommunalen und freien BildungseinriChtungen be­
sondere Aufgaben zu.

Die Christlich Soziale Union triU tür die Aufrechterhallung
und Fortentwicklung eines freien internationalen Wirt·
schaftssystems und für die Sicherung der Rohstoff- und
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Energieversorgung un'Met Volkswirt.cttatl auf der Grund­
lage parlnerschaftllcher Zusammenarbeit mit anderen
Staaten ein.

Die Bundesrepublik Deutschland iSI in hohem Maße auf
die Einfuhr von ROhstollen und auf den Exporl ihrer Er­
zeugnisse angewiesen. Die leistungsfähigkeit unserer Wirt­
schaft für die Wohlfahrl unserer Bürger, der soziale Friede
im Innern und die Sicherheit nach auBen beruhen auf der
arbeitsteiligen freien Weltwirtschallsordnung. Wirtschaft­
liche leistungsfähigkeit und politische Freiheit stehen in
einer engen Wechsetbeziehung. Ohne wirtschaftliche lei­
stungsfähigkeit läßt sich das militärische Gleichgewicht
gegenüber dem Osten nicht gewährleisten.

Die Drille Welt beanstandet nachdrücklich und nicht zu
Unrechl die tUr sie negative Entwicklung der Austausch­
relationen im Handel. Eine wesentliche Ursache hierfür
ist die Inflation. Die Geldentwerlung zerSlört nicht nur das
innere Gefüge unserer eigenen Gesellschall und führt den
Staat an den Rand des Bankrotts. Sie droht auch die
Einordnung unserer Volkswirtschalt in die internalionale
Arbeitsteilung zu zerstören. In der Forderung der Drillen
Welt nach einer neuen Weltwirtschaftsordnung artikuliert
sich im Grunde ein Verteilungskampf neuer Dimension.

Der Übergang zu einem dirigistischen System internatio­
naler Handelsbeschränkungen würde dazu führen, daß
nicht mehr die wirtschaftliche leistung. sondern Macht
und politischer Einfluß den Wohlstand eines Volkes bestim­
men. Die Christlich Soziale Union tritl daher tUr die Fort­
entwicklung der freien und arbeilsteiligen Wel1wirtschalts­
ordnung ein. die die Chancen aller Staaten im internalio­
nalen Wettbewerb verbessert. Die Christlich Soziale Union
ist für einen offenen Dialog und eine dauerhafte Partner­
schall mit den ländern der Drillen Wett.

Die Sicherung der Energie- und Rohstollgrundlage ist
für eine hochtechnisierte und arbeitsteilige Volkswirtschaft
lebenswichtig. Dieser Aspekt gewinnt immer mehr Ge­
wichl für die deutsche Außenpolitik. Die Versorgung unse­
rer Volkswirlschaft mil Rohstollen und Energie kann nur
in Zusammenarbeit mit anderen Staaten gesicherl werden.

Die Christlich Soziale Union sieht in der Entwicklungspoli­
tik eine Hilfe zur Selbsthilfe, einen Bellrag zum Inneren
Frieden in den Entwicklungsländern und zum Frieden in
der Welt. leisfungen der Entwicklungshllle sollen dabei
Im Einklang mit unseren Interessen stehen. Die ChrIstlich
Soziale Union tr\tl ein für eine mit den Mitgliedsstaaten der
EG abgestimmte Entwicklungspolitik.

Freiheit und Fortschrill für das eigene Volk gibt es auf
Dauer nur, wenn Hunger und Nol in der Welt wirksam
bekämpft werden und alle Völker an den Entwicklungen
der Zukunft teilhaben können. Technische Hilfe und Kapi­
talhilte soll den Interessen der Geber- und Nehmerländer
gleichermaßen Rechnung tragen. Sie soll die gesteigerte

Sicherung
der Energie- und
Rohslolfversorgung

Entwicklungshilfe
und
Entwicklungspolitik
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wirtschaftliche leistungsfähigkeit der erdöl- und rohstoff­
produzierenden länder berOcksichtigen. Die Entwicklungs­
hilfe muB stärker als bisher an dem Ziel der Außen- und
WirtschaftspOlitik orienliert werden. Sie darf nicht zu ideo­
logischen Zwecken miBbraucht werden.

Bilanz und Ausblick

Die Christlich·Soziale Union hal vom Tage ihrer Grundung
an die Notwendigkeit des Zusammenwirkens von Über­
zeuQungslreue im Grundsätzlichen und von der Fähigkeit
zu pr81(lischer Politik erkannt und danach gehandelt. So hat
die Chnsllich Soziale Union nicht nur für Bayern. sondern
für die deutsche lind darüberhinaus für die europäische
Politik einen Beitrag geleistet, dessen Wertung nlchl erst
der Geschichte überlassen werden muß. Jedermann in
unserem Lande, der die Fähigkeit zum Erkennen der Wirk·
lichkeit nichl verloren hat, weiß um den Erfolg dieser Politik.

Die Christlich Soziale Union hat mit ihrer politisChen Krall
entscheidend daran mitgewirkt, aus dem größten Trümmer·
haulen aller Zeiten, unter dem Millionen Menschen und
vor allem die nachwachsende Jugend ihre Hoffnungen ver·
schültet sahen, eine neue demokratische Ordnung in Frei·
heit, Recht, menschticherWurde und wirtschaftlichem Wohl­
stand zu schallen. Auf diesem Wege, den die Chrisllich
Soziate Union unserem Staat oftmats gegen härteste Wider­
stände mitbereitet hat, ist die Bundesrepublik Deutsch·
land zur ersten Wirtschaltsmacht Europas und zum best~

ausgebauten Sozialstaat untet allen Industrieländern ge­
worden.

Die Christlich Soziale Union ist entschlossen. das lür und
mit allen Bürgern gemeinsam Erreichte für die Gegenwart
zu erhallen, weiterzuentwickeln und auch für die Zukunft
zu sichern. Nach der Überwindung einer 1969 begonne­
nen Zeit der Unsicherheit und der Gefährdung deutscher
Politik wird die Christlich Soziale Union dalür sorgen,
daß in unserem Land und für seine Bürger wieder eine
Politik den Kurs bestimmen wird, die sich an jenen Grund­
sätzen auszurichten hat, in denen das Wohl des einzelnen
und die Interessen der staatlichen Gemeinschall beSlmög­
lieh in Übereinstimmung gebracht werden können. Für
die Christlich Soziale Union bedeutet dies eine Politik
nach den Grundsätzen, wie sie in diesem Grundsatzpro·
gramm niedergeschrieben sind.
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